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Karola Köhling, Sybille Stöbe-Blossey (unter Mitarbeit von Philipp Hackstein) Kooperation von Akteuren  vorbeugender Sozialpolitik Eine Analyse am Beispiel der Berufsorientierung jugendlicher Flüchtlinge  Auf einen Blick 
 Vorbeugende Sozialpolitik erfordert die Kooperation von Akteuren aus unterschiedli-chen, nicht nur sozial-, sondern auch bildungspolitischen Politikfeldern, um eine ganz-heitliche individuelle Förderung in unterschiedlichen Lebenslagen und eine Vorberei-tung und Begleitung von Übergängen im Lebenslauf zu gewährleisten. 
 Angesichts von unterschiedlichen Governance-Strukturen, Interessen und Leitbildern sowie der Dominanz von internen Kommunikationsbeziehungen in den einzelnen Po-litikfeldern stellt die (Weiter-)Entwicklung von Kooperation eine Herausforderung dar. 
 Am Beispiel der Berufsorientierung von jugendichen Flüchtlingen werden sowohl diese Herausforderungen als auch die Möglichkeiten einer Kooperation auf lokaler Ebene besonders deutlich. In vielen Kommunen wurden – teils über Gremien, teils zu-nächst über informelle Kontakte – Mechanismen für Informationsbeschaffung, -ver-mittlung und –austausch sowie für eine Verknüpfung von Fördermaßnahmen und die aktive Überleitung in Übergangssituationen zwischen der Schule und dem weiteren Bildung- und Berufsweg entwickelt.  
 Die Vernetzungsinstitutionen, die in Nordrhein-Westfalen installiert worden sind (bspw. Bildungsbüros sowie Kommunale Koordinierungsstellen und Integrationszen-tren), bieten wichtige Potenziale für die (Weiter-)Entwicklung von Kooperation. Be-rufskollegs kommt eiŶe SĐhlüsselƌolle füƌ die RealisieƌuŶg ǀoŶ „IŶtegƌatioŶ duƌĐh Bil-
duŶg͞ bei den Jugendlichen zu. Notwendig dafür ist das Zusammenwirken mit anderen Akteuren vorbeugender Sozialpolitik, bspw. mit der öffentlichen und freien Jugend-hilfe sowie mit Jobcentern und Arbeitsagenturen.   
ii 
 
Abstracts Kooperation von Akteuren vorbeugender Sozialpolitik – Eine Analyse am Beispiel der Berufsorientierung jugendlicher Flüchtlinge Vorbeugende Sozialpolitik erfordert Lösungsbeiträge aus verschiedenen sozial- und bildungspo-litischen Politikfeldern. Im Zentrum der Studie stand die Untersuchung von lokalen Strukturen und Prozessen der Kooperation von Akteuren bei der Vorbereitung und Begleitung von jugend-lichen Flüchtlingen bei dem Übergang von der Schule in den weiteren Bildungs- und Berufsweg.  Dazu wurden qualitative Interviews mit Vertreter_innen aus Institutionen mit Vernetzungsauf-gaben, mit Lehrkräften an Berufskollegs sowie mit Mitarbeiter_innen aus der Jugendhilfe und der Arbeitsverwaltung geführt.  Auf der Grundlage theoretischer Vorüberlegungen wurde ein Analyserahmen entwickelt, um unterschiedliche Koordinationsmechanismen zu identifizieren. Anhand von Beispielen aus der lokalen Praxis wird gezeigt, dass für die (Weiter-)Entwicklung von Kooperation – sowohl bei der Gestaltung des lokalen Angebotsspektrums als auch bei Verfahren für die Bearbeitung von Ein-zelfällen – Mechanismen des Austauschs und des Lernens sowie der positiven Koordination för-derlich sind.   Cooperation of actors in preventive social policy - an analysis using the example of the vocational orientation of young refugees Preventive social policy requires contributions from various sectors of social and education pol-icy. The study focused on the investigation of local structures and processes of cooperation be-tween actors preparing and supporting young refugees during the transition from school to their further education and career path. To this end, qualitative interviews were conducted with rep-resentatives from institutions with networking tasks, with teachers at vocational colleges and with employees from youth welfare and the labour administration.  Based on theoretical considerations, an analytical framework was developed to identify differ-ent coordination mechanisms. On the basis of examples from local practice it is shown that mechanisms of exchange and learning as well as positive coordination are conducive to the (fur-ther) evolution of cooperation, both in the development of the local range of services and in procedures for dealing with individual cases. 
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1 Einleitung Vorbeugende Sozialpolitik soll Teilhabe und Chancengleichheit fördern. Dabei werden sozialpo-litische Leistungen als gesellschaftliche Investition betrachtet, die dazu beiträgt, durch Präven-tion individuelle Potenziale besser auszuschöpfen und damit einen gesamtgesellschaftlichen Nutzen zu generieren. Der präventive Ansatz erweitert die Strategie der Sozialpolitik über die durch das Sozialgesetzbuch strukturierten sozialpolitischen Politikfelder hinaus, denn Bildung schafft Voraussetzungen für soziale, wirtschaftliche und gesellschaftliche Teilhabe und ist somit ein wesentliches Element von Prävention. Die Leistungen aus unterschiedlichen Feldern der So-zialpolitik sollen sich an der individuellen Lebenslage orientieren und bedarfsgerecht miteinan-der verbunden werden. Dabei kommt Übergangssituationen im Lebenslauf eine besondere Auf-merksamkeit zu, denn Übergänge sind mit Chancen und Risiken verbunden, so dass ihre Vorbe-reitung und Begleitung für vorbeugende Sozialpolitik eine wichtige Rolle spielt. Bildungswege sind von vielfältigen Übergängen gekennzeichnet, wobei in Deutschland, wo zertifizierte Ausbil-dungen auf dem Arbeitsmarkt einen hohen Stellenwert haben, dem Übergang von der Schule in den weiteren Bildungs- und Berufsweg eine besonders hohe Bedeutung zukommt.  Die Kooperation von Akteuren aus unterschiedlichen Politikfeldern stellt bei der Implementie-rung präventiver Ansätze einen entscheidenden Erfolgsfaktor dar. Dies gilt sowohl im Hinblick auf eine ganzheitliche Betrachtung der jeweils aktuellen Lebenslage als auch für die Bewältigung von Übergängen, die meistens mit einem Wechsel zwischen Institutionen verbunden sind. Vor-beugende Sozialpolitik wird daher oft im Zusammenhang mit der Bildung von lokalen Netzwer-ken und damit im Kontext kommunaler Sozialpolitik diskutiert (vgl. Brettschneider/Klammer 2017). Ziel des von September 2016 bis August 2018 durch das Forschungsinstitut für gesell-schaftliche Weiterentwicklung (FGW) geförderten Projekts „Kooperation von Akteuren vorbeu-gender Sozialpolitik – Eine Analyse am Beispiel der Berufsorientierung jugendlicher Flüchtlinge͞ (iŵ FolgeŶdeŶ kuƌz als „KAS-Studie͞ ďezeiĐhŶet) war es vor diesem Hintergrund, Erkenntnisse über Koordinationsmechanismen zu erarbeiten und Gelingens- und Engpassfaktoren für Koope-ration in lokalen Netzwerken zu identifizieren.  Die KAS-Studie wurde als qualitative Erhebung durchgeführt, die sich vor allem auf Befragungen von Akteuren vorbeugender Sozialpolitik aus unterschiedlichen Politikfeldern in insgesamt 19 Kommunen in Nordrhein-Westfalen stützt. Die Erhebungen wurden anhand von Akteursgrup-pen strukturiert (Abbildung 1). Sie erfassten in einer Explorationsphase zunächst Akteure in spe-ziell für Vernetzungsaufgaben zuständigen Institutionen – dies sind im Hinblick auf das Thema 
„BeƌufsoƌieŶtieƌuŶg jugeŶdliĐheƌ FlüĐhtliŶge͞ iŶ NoƌdƌheiŶ-Westfalen Regionale Bildungsbüros, 
KoŵŵuŶale KooƌdiŶieƌuŶgsstelleŶ zuŵ Pƌogƌaŵŵ „KeiŶ AďsĐhluss ohŶe AŶsĐhluss͞ und Kom-munale Integrationszentren. In der Erhebungsphase werden dann Akteure aus den drei Politik-feldern Schule (insbesondere Berufskollegs), Arbeitsmarkt und Jugendhilfe befragt. Zweifellos gibt es noch mehr Akteure, die im Hinblick auf die Begleitung der jugendlichen Flüchtlinge rele-vant sind – bspw. Praktikumsbetriebe, ehrenamtliche Pat_innen, Vereine oder nicht zuletzt die mit der Klärung des Aufenthaltsstatus befassten Behörden. Um die Komplexität einzugrenzen, 
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beschränken sich die Befragungen jedoch auf die Akteure vorbeugender Sozialpolitik im engeren Sinne. Abbildung 1: Akteure vorbeugender Sozialpolitik  
 Quelle: Eigene Darstellung Die Vorbereitung und Begleitung von jugendlichen Flüchtlingen in der Situation des Übergangs von der Schule in den weiteren Bildungs- und Berufsweg – im Folgenden kurz unter dem Begriff 
„BeƌufsoƌieŶtieƌuŶg͞ zusaŵŵeŶgefasst – stellt ein Analysebeispiel dar, das die Kooperation von Akteuren in besonderem Maße erforderlich macht. Junge Menschen, die nach Deutschland ge-flüchtet sind, müssen oft traumatische Erlebnisse verarbeiten, sich in einem fremden Land zu-rechtfinden und die Sprache erlernen und gleichzeitig den Übergang Schule-Ausbildung-Beruf bewältigen, der für alle Jugendlichen eine Herausforderung darstellt. Ihre Lebenslage ist somit gekennzeichnet durch eine Überlagerung der altersspezifischen Übergangssituation durch wei-tere Übergangssituationen – von der Ankunft in Deutschland in das Bildungssystem, von der Erstförderung in das Regelsystem und durch Statuswechsel im Asylverfahren. Damit ist die Un-
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terstützung durch Akteure aus unterschiedlichen Politikfeldern in besonderem Maße erforder-lich – und die Anforderungen sind besonders komplex. In dieser Situation stellt Berufsorientie-rung für zugewanderte Jugendliche ein Element der Integration durch Bildung dar.  Begreift man Integration im Sinne einer vorbeugenden Sozialpolitik ǀoƌ alleŵ als „ŵögliĐhst chancengleiche Teilhabe aller Menschen an den als wichtig erachteten Teilbereichen des gesell-
sĐhaftliĐheŶ LeďeŶs͞ ;Saueƌ/Brinkmann 2016, S. 4), so bedeutet Integration durch Bildung vor allem, dass Bildung Teilhabechancen eröffnen soll. Diese sollten nicht vordergründig auf eine möglichst schnelle (und wie auch immer geartete) Eingliederung in den Arbeitsmarkt gerichtet sein, sondern auf eine möglichst chancengleiche Teilhabe der Zugewanderten an einer Bildung, die die Entfaltung individueller Potenziale ermöglicht und Bildungswege eröffnet, die diesen Po-tenzialen entsprechen. Berufsorientierung im Sinne einer vorbeugenden Sozialpolitik soll dem-nach Potenziale ermitteln, individuelle Entscheidungskompetenzen stärken und darauf aufbau-end Bildungswege aufzeigen – vom erforderlichen Schulabschluss über Wege in Ausbildung oder Studium bis hin zu einem beruflich verwertbaren Abschluss. Im Fokus der KAS-Studie stand die Situation der 16- bis 18-jährigen Flüchtlinge, da sich die Unterstützungsstrukturen je nach Al-tersgruppe sehr stark voneinander unterscheiden und daher eine Schwerpunktsetzung erfor-derlich war. Bei den empirischen Erhebungen wurden keine kommunalen Fallstudien mit dem Ziel der Erhe-bung von Strukturen und Prozessen in bestimmten Kommunen angestrebt, sondern die Perspek-tiven der Akteursgruppen aus den beteiligten Politikfeldern in den Mittelpunkt gestellt. Die ver-schiedenen Strukturen und Prozesse in den einzelnen Kommunen wurden dabei im Hinblick auf ihre Rolle als Gelingens- und Engpassfaktoren für die Entwicklung von Kooperation betrachtet. Um die Relevanz der Ergebnisse für das gesamte Land Nordrhein-Westfalen zu sichern, wurden bei den Befragungen Akteure aus unterschiedlich strukturierten Kommunen einbezogen und so-wohl Akteure mit längerfristigen Erfahrungen berücksichtigt als auch solche, die neu mit den Aufgaben der Integration konfrontiert sind. Das zentrale Erhebungsinstrument war das leitfa-dengestützte Experteninterview (vgl. Gläser/Laudel 2010), die Auswertung stützte sich auf Ver-fahren der qualitativen Inhaltsanalyse (vgl. Mayring 2015). Ergänzend wurden Dokumentenana-lysen (beispielsweise Darstellungen kommunaler Konzepte und Projekte, Erlasse der zuständi-gen Landesministerien usw.) sowie die Auswertung von Vorträgen und Diskussionen auf aktuel-len Fachtagungen herangezogen. Über die Interviews mit lokalen Akteuren wurden Aussagen von 68 Personen erfasst. In der fol-genden Auflistung (vgl. Abbildung 2) werden jeweils Abkürzungen angegeben, die bei der Dar-stellung der Ergebnisse zur Kennzeichnung von direkten Zitaten aus Interviews verwendet wer-den. Eine genauere Kennzeichnung der Interviews (bspw. eine Zuordnung zu einer Kommune) erfolgt aus Gründen der Anonymisierung nicht. Ebenfalls aus Gründen der Anonymisierung wird in der Darstellung von Interviewaussagen willkürlich teils die weibliche, teils die männliche Form verwendet. 
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Abbildung 2: Interviewpartner_innen in der KAS-Studie  
Quelle: Eigene Darstellung Erste Ergebnisse wurden im Frühjahr 2017 in einem Zwischenbericht publiziert (vgl. Köhling/Stöbe-Blossey 2017). Der hier vorliegende Abschlussbericht enthält zunächst eine Dar-stellung der Problematik politikfeldübergreifender Kooperation in der vorbeugenden Sozialpoli-tik. Anschließend werden das theoretische Analysekonzept und die zentralen Ergebnisse seiner Anwendung am Beispiel der Berufsorientierung jugendlicher Flüchtlinge zusammengefasst. Den Abschluss bilden praxisrelevante Hinweise für die Weiterentwicklung von lokaler Kooperation. Eine detaillierte Darstellung der empirischen Ergebnisse wird im Rahmen einer Buchpublikation erfolgen. 2 Vorďeugende Sozialpolitik als Herausforderung für Koope-
ration 
Die Diskuƌse uŵ eiŶeŶ „ŶeueŶ Wohlfahƌtsstaat͞ (Esping-AŶdeƌseŶ ϮϬϬϮͿ uŶd eiŶeŶ „dƌitteŶ 
Weg͞ ;GiddeŶs ϮϬϬϭͿ ŵit ihƌeƌ Kƌitik aŵ ŶaĐhsoƌgeŶdeŶ SozialǀeƌsiĐheƌuŶgsstaat haďeŶ zu ei-nem Bedeutungszuwachs von vorbeugender Sozialpolitik geführt, die Vorsorge und Inklusion in den Mittelpunkt stellt und Sozialpolitik als gesellschaftliche Investition definiert. Vorbeugende Sozialpolitik setzt auf Prävention und Kooperation; sie soll auf einer ganzheitlichen Betrachtung von Lebenslagen und Ressourcen basieren und Übergänge im Lebenslauf (vgl. Schröer et al. 2013) – als mit individuellen Weichenstellungen verbundene Risikosituationen – in den Fokus nehmen und Förderketten entlang des Lebenslaufs installieren. Der integrierte Ansatz erfordert eine Kooperation von Akteuren aus verschiedenen, nicht nur sozial-, sondern auch bildungspo-
 19 Vertreter_innen von Vernetzungsinstitutionen: Leiter_innen von Fachbereichen o-der Abteilungen im Bildungs- oder Sozialbereich mit unterschiedlichen Zuständigkeiten für Vernetzungsinstitutionen (AL) sowie weitere Mitarbeiter_innen Kommunaler Integ-rationszentren (KI), Kommunaler Koordinierungsstellen (KoKo) und Regionaler Bildungs-büros (RBB); 
 15 Lehrkräfte und Schulsozialarbeiter_innen an Berufskollegs (BK) und ergänzend 2 Vertreter_innen der Schulaufsicht: 6 der Lehrkräfte wurden nach einer ersten Befra-gung im Sommer 2017 im Frühjahr 2018 erneut befragt, um einen Eindruck über Verän-derungen im Zeitverlauf zu gewinnen; 
 19 Vertreter_innen der Arbeitsverwaltung (AV):  Arbeitsagenturen (AA), Jobcenter (JC), Integration Points (IP); 
 15 Vertreter_innen der Jugendhilfe (JH): Jugendämter (JA), Jugendmigrationsdienste (JMD) 
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litischen Politikfeldern. Mit der politikfeldübergreifenden Kooperation wird eine ebenso plau-sible wie anspruchsvolle Forderung formuliert: Es geht um die Bearbeitung von Schnittstellen zwischen verschiedenen Politikfeldern mit dem Ziel, ganzheitliche, adressatenbezogene und le-benslagenorientierte Lösungen für Risikosituationen im Lebenslauf zu finden. Eine allgemein anerkannte Definition der Kriterien zur Abgrenzung von Politikfeldern gibt es nicht. Ein weitgehender Konsens besteht jedoch zum einen darüber, dass sich ein Politikfeld durch eine relative Stabilität von kurzfristig auf bestimmte Probleme bezogenen Policy-Konfigu-rationen unterscheidet. Zum anderen stimmen unterschiedliche Definitionen insofern überein, als sich ein Politikfeld kennzeichnen lässt durch bestimmte Aufgaben und durch spezifische Governance-Strukturen, die es von anderen unterscheidet: „WiĐhtige BezugspuŶkte füƌ die KoŶ-stituierung eines Politikfeldes sind die besonderen, von anderen abgrenzbaren (öffentlichen) Aufgaben und eine gegenüber nicht dazugehörenden Akteuren größere Kommunikationsdichte der Entscheidungsträger des jeweiligeŶ Politikfeldes.͞ ;GƌuŶoǁ ϮϬϭϳ, S. 12) Auch andere Auto-ren heben die Beziehungen zwischen den Akteuren (Akteurskonstellation) sowie gemeinsame Leitbilder hervor (vgl. Blätte 2015, S. 97; Döhler 2015b, S. 56 ff.; Loer/Reiter/Töller 2015, S. 9). Für die Konstituierung eines Politikfeldes spielen also sowohl Strukturen (bspw. die Zuweisung von Aufgaben an bestimmte Akteure) als auch Prozesse (bspw. die Kommunikation zwischen diesen Akteuren) eine Rolle. Von einer sektoralen Politikverflechtung wird gesprochen, wenn es Probleme gibt, die Lösungsbeiträge aus zwei (oder mehreren) auf diese Weise konstituierten Politikfeldern erfordern (vgl. Blätte 2015, S. 100), weil die Kompetenzen der Akteure aus den unterschiedlichen Politikfeldern Schnittstellen aufweisen. Die Analyse von Schnittstellen zwischen Politikfeldern und der Mechanismen ihrer Bearbeitung gilt als eine bislang eher wenig beachtete Fragestellung. Dies ist nicht nur angesichts des hohen Stellenwerts des Themas in der politischen Diskussion erstaunlich; auch die Politikwissenschaft 
ist „sĐhŶell daďei, ǀoŶ deƌ Politik eiŶe ďesseƌe AďstiŵŵuŶg ǀoŶ TeilpolitikeŶ zu foƌdeƌŶ͞ ;Bönker 2008, S. 315). Die Erkenntnis über die Bedeutung der Fragestellung ist auch keineswegs neu: Bereits in den 1990er Jahren wurde in Debatten zur Policy-Forschung darauf hingewiesen, dass die Art und die Intensität der Verflechtungen zwischen Politikbereichen Einfluss daƌauf hat, „oď 
eiŶ Pƌoďleŵ theŵatisieƌt ǁiƌd uŶd ǁelĐhe LösuŶgsalteƌŶatiǀeŶ dafüƌ zuƌ VeƌfüguŶg steheŶ͞ (Grande/Schneider 1991, S. 461), und dass Verflechtungen daher einer größeren Beachtung be-dürfen (vgl. Héritier 1993; zusammenfassend Bönker 2008, S. 315 f.). Auf der Grundlage von aktuellen Arbeiten zur Problemlösungsfähigkeit des modernen Staates stellen Wegrich/Stimac (2014, S. ϰϭͿ zusaŵŵeŶfasseŶ fest: „CooƌdiŶatioŶ is a loŶg-standing concern in public administ-
ƌatioŶ aŶd eǆeĐutiǀe goǀeƌŶŵeŶt.͞ Vor diesem Hintergrund soll in diesem Kapitel zunächst die Bedeutung der Kooperation für eine vorbeugende Sozialpolitik dargestellt werden. Dabei wird zunächst auf den politikfeldübergrei-fenden Charakter des Konzepts vorbeugender Sozialpolitik eingegangen (2.1). Anschließend 
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werden Probleme skizziert, die der Realisierung der Kooperationsanforderungen entgegenste-hen können und die Bearbeitung von Schnittstellen zu einem anspruchsvollen Vorhaben machen (2.2). 2.1 Zur Bedeutung von Kooperation in der vorbeugenden Sozialpolitik Das Forschungsinstitut für gesellschaftliche Weiterentwicklung (FGW) definiert das Leitbild vor-
ďeugeŶdeƌ Sozialpolitik folgeŶdeƌŵaßeŶ: „DuƌĐh ŵögliĐhst fƌühzeitige uŶd ǁiƌkuŶgsoƌieŶtieƌte Investitionen in präventive Maßnahmen und Programme sowie eine bessere Abstimmung und Verknüpfung der bestehenden Angebote, so die Erwartung, sollen die individuellen Teilhabe-möglichkeiten der Adressat_innen verbessert, die gesellschaftliche Chancengerechtigkeit er-höht und dadurch mittel- und langfristig auch die Sozialhaushalte entlastet werden. Zu den wich-tigsten Anwendungsfeldern präventiv-investiver Sozialpolitik gehören die Bereiche Kinder, Ju-gend und Familie; Bildung und Ausbildung; Behinderung und Inklusion sowie Migration und In-tegration. Darüber hinaus spielen präventive Konzepte aber u.a. auch im Bereich der Gesund-heits-, der Alten- und Pflegepolitik sowie der Arbeitsmarktpolitik eine wichtige Rolle. Vorbeu-gende Sozialpolitik als integrierter strategischer Ansatz umfasst somit nicht nur eine Vielzahl von 
HaŶdluŶgsfeldeƌŶ, soŶdeƌŶ ƌiĐhtet siĐh deƌ IŶteŶtioŶ ŶaĐh auf deŶ gesaŵteŶ LeďeŶslauf ‚ǀoŶ der Wiege ďis zuƌ Pflege͚.͞ ;FGW ϮϬϭϱ, S. 1) Als Anwendungsfelder werden somit unterschiedliche, sowohl sozial- als auch bildungspolitische Politikfelder definiert, und Prävention spielt, wie der Begriff der vorbeugenden Sozialpolitik be-reits impliziert, eine zentrale Rolle. Die Einbeziehung des Bildungsbereichs stellt dabei eine not-wendige Erweiterung sozialpolitischer Strategien dar: Bildung ist ein Schlüsselfaktor für Präven-tion, indem sie Armut und Exklusion entgegenwirkt und für das Individuum Voraussetzungen für ein selbstbestimmtes Leben und soziale, wirtschaftliche und gesellschaftliche Teilhabe schafft. Auch die Integrationspolitik wird als Element vorbeugender Sozialpolitik aufgefasst und soll für zugewanderte Menschen durch eine frühzeitig einsetzende Förderung die Teilhabemöglichkei-ten stärken. Im Hinblick auf Prävention wird allgemein unterschieden zwischen Primärprävention (allge-meine Beratung und Information mit aufklärender und sensibilisierender Funktion zur Vermei-dung von Problemen), Sekundärprävention (Hilfen im Einzelfall zur Begleitung und Unterstüt-zung in Risikosituationen) und Tertiärprävention (Vermeidung von Folgeschäden) (vgl. Stöbe-Blossey 2018, S. 102f.; Wohlgemuth 2009, S. 26f.). Durch die Ansprache der Adressat_innen über Regelinstitutionen (Kindertageseinrichtungen, Schulen) sollen möglichst alle (potenziell) Be-troffenen im Rahmen der Primärprävention frühzeitig und ohne Stigmatisierung erreicht wer-den. Über Vernetzungsstrategien sollen ihnen bei Bedarf von unterschiedlichen Fachdiensten bereit gestellte Angebote der Sekundär- und ggf. auch Tertiärprävention durch die Vermittlung der Regelinstitutionen niedrigschwellig zugänglich gemacht werden. Somit geht es um eine Ko-operation zwischen Regelinstitutionen und spezialisierten Fachdiensten aus verschiedenen Po-litikfeldern.  
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Wenn die Prävention auf den gesamten Lebenslauf ausgerichtet sein soll, kommt der Vorberei-tung und Begleitung von Übergängen – als für das Individuum kritische Schwellen – eine beson-dere Bedeutung zu. Übergangssituationen sind nahezu zwangsläufig von sektoraler Politikver-flechtung gekennzeichnet. Erstens sind Übergänge häufig mit einem Wechsel zwischen den Zu-ständigkeiten von Akteuren unterschiedlicher Politikfelder verbunden; so findet bspw. bei dem Übergang von der Schule in die Ausbildung ein Wechsel in ein anderes Segment des Bildungs-systems statt. Zweitens erfordert die Gestaltung von Übergängen vielfach das Zusammenwirken unterschiedlicher Akteure – beim Übergang von der Schule in die Ausbildung sind bspw. die Schule selbst, die Arbeitsverwaltung und ggf. – insbesondere in schwierigen Lebenssituationen 
– die Jugendhilfe in die Begleitung, Beratung und Vermittlung von Jugendlichen involviert. Für eine präventiv ausgerichtete Vorbereitung und Begleitung von Übergängen bildet die Koopera-tion von Akteuren aus unterschiedlichen Politikfeldern also eine zentrale Voraussetzung. Im Rahmen der Primärprävention können die Jugendlichen zunächst über die Regelinstitution 
„SĐhule͞ eƌƌeiĐht ǁeƌdeŶ; FaĐhdieŶste aus aŶdeƌeŶ PolitikfeldeƌŶ nehmen dabei eine unterstüt-zende Rolle ein und halten darüber hinaus Angebote der Sekundär- und Tertiärprävention be-reit. Das so umrissene Konzept vorbeugender Sozialpolitik trifft jedoch auf historisch gewachsene Strukturen. Sozialpolitik ist kein einheitliches Politikfeld, sondern bildet im modernen Wohl-fahrtsstaat ein komplexes System, das ausdifferenziert ist in mehrere Politikfelder (vgl. Döhler 2015a, S. 59 f.) wie zum Beispiel Arbeitsmarkt-, Gesundheits-, Jugendhilfe-, Sozialhilfe- und Ren-
teŶpolitik. Geƌade die Sozialpolitik gilt als „hoĐhgƌadig segŵeŶtieƌt uŶd sektoƌalisieƌt͞ ;BöŶkeƌ 2008, S. 316); jedes sozialpolitische Feld ist durch bestimmte Zuständigkeitsverteilungen im Mehrebenensystem (EU, Bund, Länder, Kommunen) und zwischen den Akteuren (staatliche und kommunale Behörden, frei-gemeinnützige und private Träger) gekennzeichnet und durch das in zwölf Bücher gegliederte Sozialgesetzbuch (SGB) des Bundes1 in Rechtskreise aufgeteilt. Die Po-litikformulierung wird durch feldspezifische korporatistische Politiknetzwerke geprägt (vgl. Trampusch 2003, S. 10 f. m.w.V.); die institutionellen Strukturen für die Umsetzung sind eben-falls feldspezifisch ausdifferenziert. Im Kontext der Berufsorientierung sind vor allem das SGB II (Grundsicherung für Arbeitssuchende), das SGB III (Arbeitsförderung) und das SGB VIII (Kinder- und Jugendhilfe) relevant.2 Für die einzelnen Risikosituationen sind spezialisierte Hilfesysteme entstanden, die sich an insti-tutionellen Zuständigkeiten orientieren. Die mit dem Ansatz vorbeugender Sozialpolitik gefor-derte Integration bildungspolitischer Elemente erweitert zusätzlich das Spektrum der beteiligten 
                                                          1 SGB I: Allgemeiner Teil; SGB II: Grundsicherung für Arbeitssuchende; SGB III: Arbeitsförderung; SGB IV: Gemeinsame Vorschriften für die Sozialversicherung; SGB V: Gesetzliche Krankenversicherung; SGB VI: Gesetzliche Rentenversicherung; SGB VII: Gesetzliche Unfallversicherung; SGB VIII: Kinder- und Jugend-hilfe; SGB IX: Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen; SGB X: Verwaltungsverfahren; SGB XI: Soziale Pflegeversicherung; SGB XII: Sozialhilfe 2 Für junge Menschen mit Behinderung ist darüber hinaus das SGB IX von Bedeutung. Auf die Problema-tik dieser zusätzlichen Schnittstellen kann jedoch in dieser Studie nicht eingegangen werden. 
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Akteure und erhöht die Komplexität, denn auch die Bildungspolitik umfasst unterschiedliche Fel-der – wie etwa Elementarbildung in der Kindertageseinrichtung, Schule, Berufsbildung oder Hochschule – mit jeweils spezifischen Strukturen und Prozessen. In derselben Lebenslage und in derselben Risikosituation können somit unterschiedliche Akteure mit jeweils spezifischen Kom-petenzen für dieselben Adressat_innen zuständig sein, und Veränderungen in der Lebenslage können zu Veränderungen in den institutionellen Zuständigkeiten führen. Einerseits ist diese (historisch gewachsene und von unterschiedlichen Interessen geprägte) Aus-differenzierung von Leistungen ein Ausdruck von Professionalisierung; Janning/Töns (2008, S. 9) 
ďesĐhƌeiďeŶ Politikfeldeƌ als „das EƌgeďŶis ǀoŶ staatlichen Bemühungen um Problemlösungen 
iŶ eiŶeƌ ausdiffeƌeŶzieƌteŶ GesellsĐhaft͞. IŶ deƌ Liteƌatuƌ ist teilǁeise die Rede ǀoŶ eiŶeƌ EŶt-grenzung von Politikfeldern und einer Pluralisierung von Entscheidungsarenen (vgl. von Win-ter/Willems 2009, S. 11), so dass man vermuten könnte, dass sich im Zuge fortschreitender Ent-grenzung und Pluralisierung Probleme von Segmentierung und Sektoralisierung tendenziell quasi von selbst auflösen. Damit ist jedoch schon allein angesichts der Ausdifferenzierung der Gesellschaft nicht zu rechnen, denn zwischen dieser Ausdifferenzierung einerseits und der Exis-
teŶz ǀoŶ PolitikfeldeƌŶ aŶdeƌseits ďesteht eiŶ Ŷahezu zǁiŶgeŶdeƌ ZusaŵŵeŶhaŶg: „SpeĐialisa-tion is a precondition for policy-making based on Fachkompetenz – technical and subject exper-
tise.͞ ;Wegrich/Stimac 2014, S. 44) Professionalisierung erfordert Ausdifferenzierung, und Aus-differenzierung führt zu Schnittstellen zwischen den Politikfeldern. Dass es – insbesondere bei komplexen und interdependenten Problemen – dazu kommt, dass mehrere Politikfelder invol-viert sind, ist demnach kaum zu vermeiden.  Andererseits begrenzt die Differenzierung die Problemlösungsfähigkeit des Staates bei interde-pendenten Problemen und erschwert die ganzheitliche Betrachtung von Lebenslagen ebenso wie die Begleitung von Übergängen. Jeder einzelne Akteur ist in politikfeldspezifische Gover-nance-Strukturen eingebunden und verfügt nur über eine begrenzte Problemwahrnehmung und ein durch Zuständigkeiten eingeschränktes Spektrum an Handlungsoptionen. Lebenslagen las-sen sich jedoch nicht politikfeldspezifisch erfassen und sind oft durch ein Bündel von mehreren Risiken gekennzeichnet. Der ganzheitliche Blick auf die Betroffenen, auf ihre Bedarfe und ihre Ressourcen sowie auf die Interdependenz der Risiken wird durch die institutionelle Differenzie-rung erschwert; die Kommunikation zwischen den Akteuren wird schon seit langem als unzu-reichend betrachtet (vgl. Dewe/Wohlfahrt 1991, S. 20 f. m.w.V).  Vor dem Hintergrund dieser Problematik können sich in Konstellationen sektoraler Politikver-flechtung neue Politikfelder herausbilden. Dies geschieht jedoch nur unter bestimmten Voraus-setzungen und wenn, dann in einem längerfristigen Prozess (vgl. Loer/Reiter/Töller 2015, S. 20 ff.; Haunss/Hofmann 2015). Ein Beispiel für einen solchen Prozess stellt die Integrationspolitik dar, in der in wachsendem Maße eigene Governance-Strukturen entwickelt wurden – bspw. in Form von Zuständigkeitsdefinitionen in Ministerien und Kommunen und von eigenen Gesetzen und Programmen. Auf diese Weise soll die Wahrnehmung von Integration als Querschnittsauf-
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gabe gestärkt werden. Dennoch bleibt Integrationspolitik immer auf Lösungsbeiträge aus ande-ren Politikfeldern angewiesen, wobei sozial- und bildungspolitische Felder eine zentrale Rolle spielen. So wird die Übergangssituation „SĐhule-Ausbildung-Beƌuf“ für Flüchtlinge in denselben Politikfeldern und von denselben Akteuren bearbeitet wie für in Deutschland aufgewachsene Jugendliche; integrationspolitische Akteure – wie bspw. entsprechende Koordinierungsstellen – übernehmen dabei vor allem Impuls- und Vernetzungsfunktionen. An diesem Beispiel zeigt sich, dass durch die Herausbildung neuer Politikfelder zwar – potenziell – Prozesse der Bearbeitung von Schnittstellen verändert werden, strukturell aufgehoben werden die Schnittstellen damit jedoch nicht.  Das Spannungsverhältnis zwischen Professionalisierung und Spezialisierung einerseits und der Anforderung einer ganzheitlichen Betrachtungsweise im Konzept vorbeugender Sozialpolitik lässt sich also nicht grundsätzlich aufheben. Lebenslagenorientierte Prävention impliziert die Ko-operation von mehreren Akteuren, um Lösungsbeiträge entsprechend der individuellen Lebens-lage zu verbinden. Und wenn Übergänge mit Wechseln von institutionellen Zuständigkeiten ver-bunden sind und kontinuierliche Förderung sichergestellt werden soll, erfordert dies eine Ab-stimmung zwischen unterschiedlichen Akteuren (vgl. Stöbe-Blossey 2016a). Die Notwendigkeit von Kooperation ist demnach grundsätzlich unbestritten und wird im Konzept vorbeugender So-zialpolitik neu akzentuiert. DeŶŶoĐh ist die EŶtǁiĐkluŶg ǀoŶ KoopeƌatioŶ keiŶesǁegs eiŶ „Selďst-
läufeƌ͞. FaktoƌeŶ, die die EŶtǁiĐkluŶg ǀoŶ politikfeldüďeƌgƌeifeŶdeƌ Koopeƌation beeinflussen, werden daher im folgenden Absatz diskutiert.  2.2 Kooperation – ein Selbstläufer? Politikfeldzuschnitte können zu einem Kernproblem der Politikgestaltung und -implementation werden, wenn Abgrenzungen zwischen den Akteuren, Ressortegoismen und unterschiedliche Steuerungslogiken nicht nur die Konsensfindung, sondern bereits die Kommunikation über mög-liche Lösungen behindern (vgl. Grunow 2003, S. 58). Obwohl der Nutzen von Kooperation offen-sichtlich zu sein scheint, bleibt der Erfolg von Vernetzungsstrategien vielfach hinter den Erwartun-
geŶ zuƌüĐk. Netzǁeƌke siŶd oft duƌĐh „KoopkuƌƌeŶz͞ ;vgl. Schubert 2008, S. 52) gekennzeichnet, und die Kooperation scheitert nicht selten auf der Arbeitsebene, weil das Handeln der Fach-kräfte durch unterschiedliche professionelle Hintergründe, Handlungslogiken, organisationale Rahmenbedingungen und gesetzliche Grundlagen geprägt ist. Dies lässt sich am Beispiel der im Kontext der Berufsorientierung relevanten Politikfelder Schule, Jugendhilfe und Arbeitsmarkt-politik zeigen: Mit Ausnahme der Arbeitsmarktpolitik ist jedes Feld von einer bestimmten Profession(skultur) geprägt. WähƌeŶd iŶ deƌ SĐhule Lehƌeƌ_iŶŶeŶ uŶd iŶ deƌ JugeŶdhilfe sozialpädagogisĐhe Pƌofes-
sioŶeŶ doŵiŶieƌeŶ, ist iŶ deƌ AƌďeitsǀeƌǁaltuŶg eiŶ ďƌeites Spektƌuŵ ǀoŶ QualifikatioŶeŶ ǀoƌzu-
fiŶdeŶ, zu deŶeŶ soǁohl iŶ eigeŶeŶ BilduŶgsgäŶgeŶ ǀeƌŵittelte spezifisĐhe VeƌǁaltuŶgsƋualifi-
katioŶeŶ als auĐh allgeŵeiŶe AusďilduŶgs- uŶd StudieŶaďsĐhlüsse uŶteƌsĐhiedliĐheƌ FaĐhƌiĐh-
tuŶgeŶ gehöƌeŶ. Trotz der Heterogenität der Qualifikationen gibt es auch bei den Fachkräften 
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im Bereich der arbeitsmarktbezogenen Dienstleistungen spezifische professionelle Orientierun-gen. Kernaufgabe der arbeitsmarktpolitischen Institutionen ist es, die Integration in Arbeit zu unterstützen und eine materielle Sicherung bei Arbeitslosigkeit bereitzustellen. Die Handlungs-logik der Fachkräfte im Bereich des SGB II ist duƌĐh deŶ gesetzliĐheŶ Auftƌag gepƌägt, deƌ „Föƌ-
deƌŶ uŶd FoƌdeƌŶ͞ ďeiŶhaltet uŶd gegeŶüďeƌ deŶ KuŶd_innen auch Sanktionsmöglichkeiten vor-sieht. In der Jugendhilfe hingegen sehen die Fachkräfte ihren Auftrag – entsprechend der Vor-gaben des SGB VIII – in der ganzheitlichen Förderung der Kinder und Jugendlichen: Jugendhilfe soll vor allem junge Menschen in ihrer individuellen und sozialen Entwicklung fördern, Erzie-hungsberechtigte entsprechend beraten und das Kindeswohl schützen. Der Schulbereich ist vor allem vom Bildungsauftrag geprägt, der bei den Lehrer_innen je nach Schulstufe und -form un-terschiedlich stark fachlich akzentuiert und im fachlichen Selbstverständnis mehr oder weniger stark mit Erziehungsaufgaben verknüpft wird. 
RegeliŶstitutioŶeŶ uŶd FaĐhdieŶste iŶ deŶ dƌei FeldeƌŶ ǀeƌfügeŶ soŵit üďeƌ jeǁeils spezifisĐhe 
WisseŶsďestäŶde uŶd üďeƌ uŶteƌsĐhiedliĐhe Leitďildeƌ, die siĐh aus deƌ AusďilduŶg uŶd ďeƌufli-
ĐheŶ SozialisatioŶ ihƌeƌ BesĐhäftigteŶ soǁie aus deŶ gesetzliĐh defiŶieƌteŶ KeƌŶaufgaďeŶ eƌge-
ďeŶ uŶd deŶ UŵgaŶg ŵit koŶkƌeteŶ SituatioŶeŶ pƌägeŶ.  Auch wenn offenkundig ist, dass der kollektive Nutzen durch kooperatives Handeln optimiert werden kann, stehen dem Anreize für opportunistisches Verhalten gegenüber (vgl. Raub 2010, S. 271): So kann sich das Eigeninteresse spezialisierter Akteure, beispielsweise von Verwaltungs-einheiten mit einer bestimmten Aufgabenstellung oder auch von in einem bestimmten Feld ver-ankerten Verbänden, zur Sicherung ihrer organisationalen Stabilität eher auf Abgrenzung als auf Kooperation richten (vgl. Wegrich/Stimac 2014, S. 44). Auch aus der Verantwortung für das ei-gene Budget kann sich ein Interesse der einzelnen Institutionen ergeben, auf Kooperation zu verzichten. Beispielsweise wird im Hinblick auf Entscheidungen in der Sozialversicherungspolitik, 
also ďei deƌ RegulieƌuŶg auf deƌ MakƌoeďeŶe, eiŶ fiskalisĐh ŵotiǀieƌteƌ „VeƌsĐhieďeďahŶhof͞ konstatiert (vgl. Trampusch 2003).  
AŶgesiĐhts deƌ DoŵiŶaŶz ǀoŶ „ǀeƌtikaleŶ FaĐhďƌudeƌsĐhafteŶ͞ ;WageŶeƌ ϭϵϳϵͿ iŶ deƌ Veƌǁal-tung spiegelt sich die sektorale Abgrenzung auf der Makroebene auch in der Implementation sozialpolitischer Programme, also in der Fallbearbeitung auf der Mikroebene und in den Kom-munikationsbeziehungen zwischen den Organisationen auf der Mesoebene. Darüber hinaus werden als nicht intendierte Folgen der seit den 1990er Jahren erfolgten Modernisierung des öffentlichen Sektors eiŶe „zuŶehŵeŶde FƌagŵeŶtieƌuŶg ǀoŶ VeƌaŶtǁoƌtuŶgsstƌuktuƌeŶ uŶd die Verstärkung von RessortegoisŵeŶ͞ ;Boguŵil et al. ϮϬϬϴ, S. 4 f.) konstatiert. Potenzielle Lösungs-beiträge können in einer solchen Konstellation unterbleiben und durch Negierung von Zustän-digkeiten und einen – impliziten oder auch expliziten – Verweis auf andere Institutionen ersetzt werden. 
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Dass opportunistisches Verhalten einerseits zu suboptimalen Ergebnissen für alle Beteiligten führen kann, andererseits kooperatives Verhalten aber mit Risiken verbunden ist, lässt sich an-hand von spieltheoretischen Modellen zeigen (vgl. Axelrod 1984; Rapoport/Chammah 1965): Das Modell des „PƌisoŶeƌ͛s Dileŵŵa͞ geht davon aus, dass zwei Gefangene getrennt voneinan-der zu einer Tat befragt werden. Wenn beide leugnen, wäre ihnen wenig nachweisbar, so dass sie eine geringe Strafe zu erwarten hätten. Diese Lösung würde in der Summe den insgesamt höchsten Gesamtnutzen bringen. Wenn beide gestehen, würden beide zu einer höheren Strafe verurteilt, so dass der Schaden in der Summe am höchsten wäre. Würde aber einer der beiden gestehen, ginge er durch eine Kronzeugenregelung straffrei aus, während der andere wegen des fehlenden Geständnisses zu einer noch höheren Strafe verurteilt würde. Das Leugnen bringt also potenziell den höchsten Gesamtnutzen, birgt aber individuell das höchste Risiko und stellt somit eine Investition dar, die nur im Vertrauen darauf getätigt werden kann, dass der andere in glei-cher Weise handelt. Ein Geständnis wiederum führt zu einem schlechteren Gesamtergebnis, dient aber der Risikominimierung und ermöglicht das individuell beste Ergebnis – auf Kosten des anderen. Deutlich wird an diesem Modell auch, dass am gemeinsamen Interesse ausgerichtete Entscheidungen durch fehlende Kommunikation erschwert werden: Könnten die beiden Gefan-genen sich absprechen, könnten sie das Risiko verringern und ihre Strategie gemeinsam opti-mieren. Die Forderung nach politikfeldübergreifender Kooperation im Rahmen einer vorbeugenden So-zialpolitik trifft also zum einen auf Interessen und Handlungslogiken der Akteure, aus denen sich Anreize für nicht-kooperatives Handeln ergeben können. Zum anderen ist die Kommunikations-dichte zwischen Akteuren unterschiedlicher Felder geringer als innerhalb eines Feldes, so dass es schwieriger ist, durch Kommunikation zu Lösungen zu kommen, die die unterschiedlichen In-teressen und Handlungslogiken berücksichtigen. Angesichts der Bedeutung von Kommunikation liegt es nahe, systemtheoretische Konzepte her-
aŶzuzieheŶ. Aus sǇsteŵtheoƌetisĐheƌ Peƌspektiǀe ist die GesellsĐhaft „ŶiĐht eiŶe AŶsaŵŵluŶg von Menschen, sondern ein Kommunikationsgeschehen, dessen Ordnung darin besteht, dass Kommunikationen selektiv – und nicht zufällig – aufeiŶaŶdeƌ Bezug ŶehŵeŶ͞ ;Holzeƌ/Fuhse 2011, S. ϯϭϯͿ, uŶd Netzǁeƌke „ŵüsseŶ siĐh duƌĐh uŶd als KoŵŵuŶikatioŶ ƌepƌoduzieƌeŶ uŶd 
ǀeƌäŶdeƌŶ͞ ;eďd.: ϯϭϰͿ. IŶsofeƌŶ köŶŶeŶ Netzǁeƌke als soziale SǇsteŵe aufgefasst werden, die 
alleƌdiŶgs ŶiĐht fest etaďlieƌt siŶd, soŶdeƌŶ aus ďestiŵŵteŶ SituatioŶeŶ heƌaus eŶtsteheŶ: „Ihƌe 
EŶtstehuŶg ist eiŶeƌseits ‚pƌekäƌ͛, ǁeil sie deshalď auĐh keiŶe iŶstitutioŶelle AďsiĐheƌuŶg haďeŶ; andererseits wirkt das Eintreten in ein Netz wechselseitiger Verpflichtungen selbstverstärkend, 
ǁeil aŶ eiŶŵal eƌpƌoďteŶ KoŶtakteŶ sĐhŶell ǁeiteƌe MögliĐhkeiteŶ siĐhtďaƌ ǁeƌdeŶ.͞ ;eďd.: ϯϭϴͿ Die Theorie symbolisch generalisierter Kommunikationsmedien gehört zum Kern des system-theoretischen Theoriegebäudes. Im Prinzip gilt Macht als Kommunikationsmedium des politisch-administrativen Systems, dem auch die politikfeldübergreifende Zusammenarbeit auf lokaler Ebene zuzurechnen ist. Macht und auch Recht und Geld sorgen in der Regel dafür, dass Entschei-dungen als kollektiv verbindlich anerkannt werden (vgl. Luhmann 1997). Jedoch kann bei der 
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Bearbeitung von Schnittstellen mit den herkömmlichen Steuerungsmedien und hierarchischen Formen der Entscheidungsfindung allein keine ausreichende Leistungsfähigkeit, Akzeptanz und Legitimität erzeugt werden (vgl. Köhling 2012, S. 14). Da Politiknetzwerke, gesetzliche Regelun-gen und Ressourcenströme häufig politikfeldspezifisch definiert sind, sind die Möglichkeiten zu einer politikfeldübergreifenden Steuerung über die Medien Macht, Recht und Geld begrenzt, weil durch die heterogene Zusammensetzung sowie das Fehlen vorgegebener, fest etablierter Arbeitsbeziehungen nicht auf hierarchische Strukturen und Macht als Steuerungsmedium ge-griffen werden kann. Und da die Ergebnisse in diesen Governance-Prozessen nicht (allein) durch rechtliche Entscheidungen legitimiert werden können, stellt die Akzeptanz der Beteiligten für die Erzeugung von Verbindlichkeit eine wichtige Bedingung dar. Somit sind für die Entwicklung von kooperativen Lösungen alternative Steuerungsmedien wie Wissen und Vertrauen notwen-dig. Vor dem Hintergrund, dass Wissen und Vertrauen die Fähigkeit besitzen, zur Reduktion von Komplexität und Unsicherheit beizutragen, können sie zur Akzeptanz beitragen und damit Ver-bindlichkeit von Entscheidungen erhöhen (vgl. ebd., S. 15).  Dabei bestehen Wechselwirkungen zwischen Wissen und Vertrauen. Da Kommunikation zwei untrennbar miteinander verbundene Ebenen besitzt, die Inhalts- und die Beziehungsebene (vgl. Watzlawick/Beavin/Jackson 2007), kommt Wissen die Funktion der Regulierung auf der Inhalts-ebene einer Beziehung zu, während Vertrauen die Art einer Beziehung beeinflusst (vgl. Käm-per/Schmidt 2000). Damit lassen sich Wissen und Vertrauen jeweils einer Ebene der Kommuni-katioŶ zuoƌdŶeŶ, ǁoďei die BeziehuŶgseďeŶe, deƌ VeƌtƌaueŶ zugeoƌdŶet ǁiƌd ;das „Wie͞ eiŶeƌ 
MitteiluŶgͿ, die MetaeďeŶe daƌstellt uŶd daŵit ďestiŵŵt, ǁie deƌ IŶhalt ;das „Was͞ eiŶeƌ Mit-teilung) aufgenommen wird (vgl. Köhling 2012, S. 131).  Im Hinblick auf die BedeutuŶg ǀoŶ WisseŶ „ǁiƌd koŶstatieƌt, dass uŶteƌsĐhiedliĐhe WisseŶs-stände und/oder heterogene Zugangsmöglichkeiten zu prozessrelevantem Wissen zu erhebli-chen Hindernissen im Verlauf von Governance-Prozessen werden bzw. zu suboptimalen Ergeb-nissen führen köŶŶeŶ͞ ;KöhliŶg 2012, S. 15; vgl. auch Schuppert/Voßkuhle 2008). Da Systeme selektiv mit Wissen umgehen und Entscheidungen darüber fällen, ob sie Informationen zur Kenntnis nehmen bzw. Schlüsse daraus ziehen oder nicht, wird deutlich, dass dem Medium Ver-trauen eine zentrale Funktion in Kommunikationsprozessen zukommt: Vertrauen erleichtert die Anschlussfähigkeit von Informationen, da es in allen Teilprozessen von Kommunikation wirkt (Inhalte, Umfang, Verstehen, Antworten), während Misstrauen dem entgegenwirkt und damit Kommunikationsprozesse erschwert. Daher wird Vertrauen als Steuerungsmedium (vgl. zum Beispiel Jann 2002, Oppen 2009) oder sogar als „GoǀeƌŶaŶĐeŵeĐhaŶisŵus͞ ;Wald/Jansen 2007) von Netzwerken beschrieben. Wissen und Vertrauen können also gerade in politikfeldübergrei-fenden Netzwerken, die nicht hierarchisch gesteuert werden können, ebenso die Kooperation fördern wie das Fehlen dieser beiden Steuerungsmedien sie behindern kann. Politikfeldübergreifende Kooperation in lokalen Netzwerken erfordert also einerseits in beson-derem Maße wechselseitiges Wissen und Vertrauen der beteiligten Akteure, weil die Möglich-keiten zu einer politikfeldübergreifenden Steuerung über die Medien Macht, Recht und Geld 
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begrenzt sind. Andererseits führen sowohl die unterschiedlichen Interessen und Handlungslogi-ken als auch die im Vergleich zu politikfeldinternen Beziehungen geringere Kommunikations-dichte dazu, dass Wissen und Vertrauen schwieriger aufzubauen sind. Wenn sich auch die Bedeutung von Wissen und Vertrauen für die Arbeit in politikfeldübergrei-fenden Settings theoretisch begründen lässt, so gibt es doch wenig systematische Erkenntnisse darüber, wie diese Steuerungsmedien in lokalen Netzwerken entwickelt werden können. IŶ deƌ 
ŶetzǁeƌkaŶalǇtisĐheŶ FoƌsĐhuŶg (vgl. Häußling/Stegbauer 2011) ǁuƌdeŶ derartige Netzwerke bislang relativ wenig beachtet, und die Netzwerkanalyse ist vorrangig analytisch-deskriptiv auf die Beschreibung von Strukturen ausgerichtet; die Frage nach der Funktionsweise von Netzwer-ken bleibt im Hintergrund; über Koordinationsmechanismen und das Management von Netz-werken gibt es nur wenig Erkenntnisse (vgl. Berkemeyer/Bos 2011, S. 763). Außerdem wird we-nig beachtet, dass professionelle Netzwerke, zu denen Formen politikfeldübergreifender Zusam-menarbeit zu rechnen sind, anderen Funktionsmechanismen unterliegen als etwa Unterneh-mensnetzwerke oder natürliche Netzwerke (Familie, Freundeskreise) (vgl. Schubert 2008). Auch in der politikwissenschaftlichen Debatte um Politikverflechtung steht – basierend auf den grundlegenden Arbeiten von Fritz W. Scharpf et al. (1976) – weniger die sektorale als die verti-kale Dimension im Vordergrund – also die Verflechtung zwischen den Ebenen des föderativen Systems, die als Kennzeichen des kooperativen Föderalismus in Deutschland gilt. Thematisiert – und kritisiert – werden dabei Effizienz- und Demokratiedefizite, die durch die Beteiligung unter-schiedlicher Ebenen und die damit einhergehende unklare Zuordnung von Verantwortlichkeiten 
eŶtsteheŶ, uŶd die BesĐhƌäŶkuŶg deƌ HaŶdluŶgsfähigkeit duƌĐh die „iŵ iŶteƌŶatioŶaleŶ Veƌ-gleich einmalige Kombination von Konsensföderalismus und KonkuƌƌeŶzdeŵokƌatie͞ ;SĐhaƌpf 2009, S. 8; vgl. auch Lehmbruch 1976). Sektorale Politikverflechtung wird hingegen eher positiv 
koŶŶotieƌt: „Iŵ Idealfall sĐhließeŶ siĐh also die ǀoŶ eiŶeŵ Pƌoďleŵ ďetƌoffeŶeŶ Akteuƌe zusaŵ-men, überprüfen den gesamten Möglichkeitsraum und treffen eine den Gesamtnutzen maxi-miereŶde EŶtsĐheiduŶg.͞ ;BöŶkeƌ ϮϬϬϴ, S. 318) Mit dem Begriff der sektoralen Politikverflech-tung wird somit eine normative Komponente verbunden; Kooperation gilt dabei implizit als wün-schenswert. Im Rahmen der KAS-Studie wird der Begriff der sektoralen Politikverflechtung de-skriptiv verwendet, um auf dieser Grundlage im folgenden Kapitel zunächst die Strukturen da-zustellen, die die Akteurskonstellationen bei der Berufsorientierung jugendlicher Flüchtlinge prägen und eine politikfeldübergreifende Kooperation erforderlich machen. 3 Strukturen sektoraler PolitikǀerfleĐhtung ďei der Berufsori-
entierung für jugendliĐhe FlüĐhtlinge  Für eine vorbeugende Sozialpolitik sind nicht nur die in Deutschland durch ein hohes Maß an Ausdifferenzierung gekennzeichneten sozialpolitischen Politikfelder von Bedeutung. Da Bildung Teilhabechancen schafft – und fehlende Bildung ein besonders hohes Exklusionsrisiko bedeutet 
–, hat die Bildungspolitik für Prävention einen zentralen Stellenwert. Für die Berufsorientierung 
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jugendlicher Flüchtlinge, also für die Vorbereitung und Begleitung dieser Zielgruppe in der Über-gangssituation von der Schule in den weiteren Bildungs- und Berufsweg, spielen Akteure aus den Politikfeldern Schule, Arbeitsmarkt und Jugendhilfe eine wichtige Rolle. Angesichts der Be-deutung von politikfeldspezifischen Governance-Strukturen soll in diesem Kapitel zunächst ein Überblick über die in diesem Kontext relevanten Strukturen der drei Politikfelder und ihrer Schnittstellen gegeben werden (3.1). Im Anschluss werden exemplarisch Strukturen der Vernet-zung skizziert, die für die Bearbeitung von Schnittstellen installiert werden (3.2).  3.1 Die beteiligten Politikfelder: Konstellationen von Schnittstellen Der Übergang von der Schule in den weiteren Bildungs- und Berufsweg bildet nicht nur, aber insbesondeƌe füƌ „ďilduŶgsďeŶaĐhteiligte͞ juŶge MeŶsĐheŶ eiŶe kƌitisĐhe SĐhǁelle. LeistuŶgeŶ für junge Menschen in dieser Lebenssituation sind zum einen in der Sozialpolitik, zum anderen im Schulsystem verankert. In der Sozialpolitik sind mehrere Rechtskreise beteiligt, insbesondere das SGB II und das SGB III (Arbeitsmarkt) und das SGB VIII (Jugendhilfe); im Hinblick auf die Schul-politik werden im Folgenden vor allem die berufsbildenden Schulen berücksichtigt, da diese für die Zielgruppe der 16- bis 18-jährigen jugendlichen Flüchtlinge eine besondere Rolle spielen. 
IŶ deƌ Aƌďeitsŵaƌktpolitik fiŶdeŶ siĐh auf lokaleƌ EďeŶe zǁei lokale IŶstitutioŶeŶ, die Aƌ-
ďeitsageŶtuƌeŶ ;SGB IIIͿ uŶd die JoďĐeŶteƌ ;SGB IIͿ. Letzteƌe siŶd teilǁeise als geŵeiŶsaŵe EiŶ-
ƌiĐhtuŶgeŶ ǀoŶ AƌďeitsageŶtuƌ uŶd KoŵŵuŶe oƌgaŶisieƌt, teilǁeise siŶd sie als zugelasseŶe koŵ-
ŵuŶale Tƌägeƌ ;zkTͿ Teil deƌ KoŵŵuŶalǀeƌǁaltuŶg. Die Bezirke der einzelnen Arbeitsagenturen umfassen – je nach Größe der Kommunen – das Gebiet einer oder mehrerer Kommunen. Es gibt somit im Bereich der Arbeitsmarktpolitik zwei unterschiedliche Rechtskreise mit unterschiedli-chen gesetzlichen Grundlagen, Institutionen und Handlungslogiken. So sind die Arbeitsagentu-ren (SGB III) für die Berufsberatung sowie die Ausbildungsvermittlung zuständig und fördern un-terschiedliche Maßnahmen der Berufsvorbereitung – beispielsweise bei Bildungsträgern oder in Beschäftigungsprojekten. Wenn die Eltern Arbeitslosengeld II beziehen (SGB II), werden auch die Jugendlichen vom Fallmanagement des Jobcenters betreut, in dessen Verantwortung dann auch die Vermittlung in Ausbildung sowie in Maßnahmen liegt.  Parallel bietet das Jugendamt bei Bedarf sozialpädagogische Unterstützungsleistungen in Form von Hilfen zur Erziehung sowie im Rahmen der Jugendsozialarbeit und der Jugendberufshilfe (SGB VIII). Das SGB VIII als Bundesgesetz stellt ein Rahmengesetz dar; die Konkretisierung der Leistungen erfolgt weitgehend auf der kommunalen Ebene und ist durch korporatistische Struk-turen gekennzeichnet. In der Jugendhilfe ist eine sehr starke Position der Wohlfahrtsverbände vorzufinden, welche zum einen – gemäß dem Subsidiaritätsprinzip – ein zentraler Leistungser-bringer sind – sie ďieteŶ „deutliĐh ŵehƌ soziale DieŶste aŶ als die KoŵŵuŶeŶ uŶd die pƌiǀat-gewerblichen Anbieteƌ zusaŵŵeŶ͞ ;BäĐkeƌ et al. 2010, S. 545). Zum anderen wirken sie durch die mit einem Anteil von 40% der Sitze gesetzlich verankerte Mitgliedschaft in den Jugendhil-feausschüssen (§ 71 I SGB VIII) an der Steuerung mit.  
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Für jugendliche Flüchtlinge ist im Hinblick auf die sozialpolitischen Politikfelder relevant, dass eine Veränderung in ihrem Aufenthaltsstatus auch zu einer Veränderung der Zuständigkeiten der Rechtskreise führt. So erfolgt bei der Anerkennung eines Asylantrags die Überleitung in den Zuständigkeitsbereich des SGB II, während vorher bspw. Beratungsleistungen im Rahmen des SGB III auf freiwilliger Basis in Anspruch genommen werden können. Dieser Übergang kann nicht zuletzt deshalb problematisch sein, weil beiden Segmenten der Arbeitsmarktpolitik eine andere 
HaŶdluŶgslogik zugƌuŶde liegt: „Nach SGB III sollen arbeitslose Personen zuvörderst qualifiziert werden, um den beruflichen Anschluss herzustellen. Das vorrangige Ziel nach SGB II ist es hin-gegen, dass die Kunden der Jobcenter rasch den staatlichen Hilfebezug verlassen und dass hier-für die Aufnahme jeglicher bezahlten Tätigkeit, auch unterhalb der formalen Qualifikation, zu-
ŵutďaƌ ist.͞ ;Auŵülleƌ ϮϬϭϲ, S. 41) Unbegleitete Minderjährige werden von der Jugendhilfe betreut (SGB VIII), so dass sich bei Ein-tritt der Volljährigkeit Veränderungen in Rechtsansprüchen und Zuständigkeiten ergeben. Im Schulsystem hingegen spielt der Aufenthaltsstatus bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres keine Rolle, weil gemäß der UN-Kinderrechtskonvention Minderjährige das Recht – und damit auch die Pflicht – zum Schulbesuch haben. In der Schulpolitik liegt die zentrale Kompetenz bei dem jeweiligen Bundesland, das für die Re-gulierung und Finanzierung zuständig ist. Die Schulträgerschaft und die Schulentwicklungspla-nung obliegen den Kommunen. In Nordrhein-Westfalen sind die einzelnen (kreisangehörigen wie auch kreisfreien) Gemeinden Träger der allgemeinbildenden Schulen, während sich die be-rufsbildenden Schulen nur bei kreisfreien Städten in der Trägerschaft der Gemeinde befinden; im kreisangehörigen Raum ist der Kreis Träger, so dass hier allgemeinbildende und berufsbil-dende Schulen unterschiedliche Träger haben. Über die Schulträgerschaft hinaus ist seit einigen Jahren eine Aufwertung der kommunalen Ebene im Sinne der Entwicklung einer kommunalen Bildungspolitik festzustellen. Der Bedeutungszuwachs der bildungs- bzw. schulpolitischen Funk-tion der Kommune geht mit eiŶeƌ stäƌkeƌ iŶtegƌieƌteŶ SiĐhtǁeise deƌ Politikfeldeƌ „SĐhule͞ uŶd 
„JugeŶdhilfe͞ und der Entwicklung lokaler Bildungsnetzwerke einher – eine gerade im Kontext vorbeugender Sozialpolitik bedeutsame Entwicklung. Dennoch werden die grundlegenden Strukturen des Schulsystems nach wie vor durch das Land determiniert.  Die Schulpflicht endet in Nordrhein-Westfalen – für in Deutschland aufgewachsene Jugendliche ebenso wie für Flüchtlinge – mit dem Schuljahr, in dem das 18. Lebensjahr vollendet wird. Nach der Sekundarstufe I kann sie entweder in der gymnasialen Oberstufe – wenn die entsprechen-den Zugangsvoraussetzungen in Form eines Abschlusses der Sekundarstufe I mit Qualifikations-vermerk vorliegen – oder an einem Berufskolleg absolviert werden.  Mit dem Begriff „Beƌufskolleg͞ ǁiƌd iŶ NoƌdƌheiŶ-Westfalen die berufsbildende Schule bezeich-net, die ein breites Spektrum an Bildungsgängen umfasst. Berufskollegs sind zuständig für die Durchführung des schulischen Teils der dualen Ausbildung, wenn Jugendliche einen Ausbil-
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dungsvertrag mit einem Betrieb haben, und bieten unterschiedliche Formen der vollzeitschuli-schen Berufsausbildung mit staatlich anerkannten Abschlüssen an. Für Jugendliche, bei denen sich der Übergang nach der Sekundarstufe I der allgemeinbildenden Schule (potenziell) schwie-rig gestaltet, sind vor allem die Bildungsgänge der Ausbildungsvorbereitung – also das Über-gangssystem – relevant. In der Ausbildungsvorbereitung, die zum Teil mit von der Arbeitsver-waltung geförderten Maßnahmen kombiniert werden kann, werden in Teil- oder Vollzeitform berufliche Kenntnisse vermittelt sowie Möglichkeiten zur Nachholung des Hauptschulabschlus-ses geboten. Darüber hinaus gibt es Bildungsgänge, die eine berufliche Orientierung in einem bestimmten Feld (beispielsweise Technik, Wirtschaft, Soziales) mit dem Erwerb eines höherwer-tigen Schulabschlusses (bis hin zur Hochschulreife) verknüpfen. In der Praxis ist umstritten, in-wieweit diese Bildungsgänge angesichts des Schulabschlusses als Höherqualifizierung gewertet werden können oder aber dem Übergangssystem zuzurechnen sind, weil sie keinen anerkannten Berufsabschluss vermitteln und von Jugendlichen zum Teil mangels Alternative oder mangels Orientierung gewählt werden. Unabhängig von dieser Bewertung ist festzuhalten, dass diese Bildungsgänge den Jugendlichen Perspektiven für die Nutzung von weiteren Bildungsangeboten der beruflichen Schulen eröffnen – sowohl mit weiteren schulischen als auch mit beruflichen Abschlüssen (vgl. Stöbe-Blossey 2018, S. 104). Für jugendliche Flüchtlinge ist die Förderung an Berufskollegs von besonderer Bedeutung. Die Beschulung der Geflüchteten im berufsschulpflichtigen Alter und damit die Erstförderung für zugewanderte 16- bis 18-Jährige findet vor allem in sogenannten Internationalen Förderklassen 
;IFKͿ aŶ deŶ Beƌufskollegs statt: „Die BesĐhuluŶg ǀoŶ jugeŶdliĐheŶ FlüĐhtliŶgeŶ, die das ϭϴ. Le-bensjahr noch nicht vollendet haben, erfolgt im Berufskolleg im Rahmen der Schulpflicht gemäß § 34 VI 6 SchulG in Verbindung mit § 38 SchulG (Schulpflicht in der Sekundarstufe II) in der In-ternationalen Förderklasse im einjährigen Bildungsgang Ausbildungsvorbereitung (Vollzeitform) gemäß § 21 und § 22 Abs. 3 APO-BK Anlage A, sofern keine Fachklassen des dualen Systems 
ďesuĐht ǁeƌdeŶ.͞ ;MSW ϮϬϭϲb, S. 1; vgl. auch MSW 2016a, 3.1) Die Ziele des Bildungsganges sind dabei insbesondere der Spracherwerb, Berufsorientierung und der Erwerb eines dem Hauptschulabschluss gleichwertigen Abschlusses. Bei entsprechenden Leistungen in der IFK be-steht nach den Vorgaben des Erlasses die Möglichkeit, über eine individuelle Feststellungsprü-fung einen mittleren Schulabschluss, ggf. auch mit Qualifikationsvermerk für den Besuch der gymnasialen Oberstufe, zu erwerben. Die IFK kann bei Bedarf (vor allem in sprachlicher Hinsicht) einmal wiederholt werden und eine anschließende Berufsausbildung oder weitere Bildungs-gänge am Berufskolleg sind möglich (MSW 2016b, S. 3; vgl. auch MSW 2016a, 3.3). Nach dem Ende der Schulpflicht haben geflüchtete Jugendliche in Nordrhein-Westfalen unab-hängig von ihrem Bildungsstand weder die Pflicht, eine Schule zu besuchen, noch haben sie ei-nen Anspruch darauf. Für sie sind vor allem Maßnahmen aus dem Bereich der Arbeitsförderung vorgesehen, die ggf. mit der Teilnahme an dem ausbildungsvorbereitenden Bildungsgang der Berufskollegs, dem auch die Internationalen Förderklassen zugeordnet sind, kombiniert werden 
köŶŶeŶ: „NiĐht ŵehƌ sĐhulpfliĐhtige GeflüĐhtete köŶŶeŶ iŶ deŶ BilduŶgsgaŶg deƌ teilzeitsĐhuli-
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schen Ausbildungsvorbereitung aufgenommen werden, wenn sie an einer Maßnahme der Bun-desagentur für Arbeit, der Jugendhilfe oder einer anderen staatlichen Einrichtung (z.B. Berufs-
ǀoƌďeƌeiteŶde BilduŶgsŵaßŶahŵeŶ, FoƌtďilduŶgszeŶtƌuŵ füƌ FlüĐhtliŶgeͿ teilŶehŵeŶ.͞ ;MSW 2016a, 3.1) Hier gibt es also Schnittstellen zu den Feldern Arbeitsmarkt und Jugendhilfe. Ergän-
zeŶd ǁuƌde zuŵ Ϭϭ.ϬϮ.ϮϬϭϳ das Pƌogƌaŵŵ „Fit füƌ ŵehƌ͞ ;FFMͿ aufgelegt, in das neu Zugewan-derte zwischen 16- und 25-Jährige auch unterjährig aufgenommen werden können, allerdings ohne die Möglichkeit, einen Abschluss zu erwerben (vgl. MSW 2016b, S. 1 f.). Die Regelinstitutionen, über die jugendliche Flüchtlinge – zumindest in der Altersgruppe der 16- bis 18-Jährigen – erreicht werden können, sind somit die Berufskollegs, die so im Hinblick auf diese Zielgruppe zu einer Schlüsselinstitution für die Implementierung vorbeugender Sozialpoli-tik werden. Die integrationspolitische Zielsetzung – also die Förderung des Erwerbs der deut-schen Sprache, die Eingliederung in das Bildungssystem und die Vorbereitung des Übergangs in den Arbeitsmarkt – soll somit innerhalb des Schulsystems verwirklicht werden. Hinzu kommen Leistungen der Arbeitsverwaltung (SGB II und III) und der Jugendhilfe (SGB VIII). Kommunale Integrationszentren, die in Nordrhein-Westfalen zur Förderung der Integration zugewanderter Kinder und Jugendlichen in das Bildungssystem und für die Wahrnehmung von Querschnittsauf-gaben gegründet wurden (vgl. 3.2), unterstützen in vielen Kommunen sowohl die Zielgruppe als auch die Regelinstitutionen durch Beratung und nehmen Koordinierungsfunktionen wahr. Fasst man die Darstellung zusammen, so zeigt sich, dass es unterschiedliche Konstellationen sektoraler Politikverflechtung und damit unterschiedliche Typen von Schnittstellen gibt. Diese Konstellationen werden durch den institutionellen Rahmen der einzelnen Politikfelder und die zugrundeliegenden gesetzlichen Regelungen bestimmt. Unterscheiden lassen sich Konstellatio-nen deƌ „TƌaŶsitioŶ͞, „IŶteƌfeƌeŶz͞ uŶd „DiffusioŶ͞ ;Abbildung 3). Abbildung 3: Konstellationen sektoraler Politikverflechtung 
Quelle: Eigene Darstellung  
 Transition  (Zuständigkeitswechsel durch   biografische Übergänge und/oder   Wechsel im Rechtsstatus) 
 Interferenz ;„oǀerlap“Ϳ  (Überlappung von Kernaufgaben  unterschiedlicher Fachinstitutionen)  
 Diffusion ;„underlap“Ϳ   (verteilte oder nicht eindeutig zugeordnete   ZustäŶdigkeiteŶ; „QueƌsĐhŶittsaufgaďe͞Ϳ 
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Bei einer „TƌaŶsitioŶ͞ ergeben sich Schnittstellen durch Übergänge in der Biografie oder im Rechtsstatus, die mit einem Wechsel der zuständigen Institution verbunden sind. So sind bil-
duŶgsďiogƌafisĐhe ÜďeƌgäŶge iŶ deƌ Regel ŵit ÜďeƌgäŶgeŶ zǁisĐheŶ IŶstitutioŶeŶ ǀeƌďuŶdeŶ – 
es giďt ÜďeƌgäŶge zǁisĐheŶ KiŶdeƌgaƌteŶ uŶd GƌuŶdsĐhule, GƌuŶdsĐhule uŶd ǁeiteƌfühƌeŶdeƌ 
SĐhule, SĐhule uŶd AusďilduŶg odeƌ Studiuŵ uŶd sĐhließliĐh iŶ die Eƌǁeƌďstätigkeit. TƌaŶsitioŶeŶ 
eƌgeďeŶ siĐh aďeƌ auĐh duƌĐh ƌeĐhtliĐhe RegeluŶgeŶ. So ǁeƌdeŶ ďspǁ. JugeŶdliĐhe, deƌeŶ ElteƌŶ 
SGB-II-LeistuŶgeŶ ďezieheŶ, eďeŶfalls duƌĐh das JoďĐeŶteƌ ďetƌeut; sĐheideŶ die ElteƌŶ aus deŵ 
LeistuŶgsďezug aus, eŶdet auĐh die ZustäŶdigkeit füƌ die JugeŶdliĐheŶ, die daŶŶ LeistuŶgeŶ deƌ 
BeƌatuŶg uŶd VeƌŵittluŶg ŶaĐh deŵ SGB III iŶ AŶspƌuĐh ŶehŵeŶ köŶŶeŶ. AuĐh ďei deƌ Ziel-
gƌuppe deƌ FlüĐhtliŶge eŶtsteheŶ ÜďeƌgäŶge duƌĐh eiŶeŶ WeĐhsel deƌ zustäŶdigeŶ ReĐhtskƌeise, 
alleƌdiŶgs iŶ die uŵgekehƌte RiĐhtuŶg: Für die arbeitsmarktbezogene Beratung, Betreuung und Vermittlung Asylsuchender mit Aufenthaltsgestattung sowie für Geduldete gilt das SGB III, nach der Anerkennung fallen Flüchtlinge in die Zuständigkeit des SGB II. Während des laufenden Asyl-verfahrens können somit Asylbewerber_innen – zumindest diejenigen mit guter Bleibeperspek-tive – nicht nur eine Beratung auf der Grundlage des SGB III in Anspruch nehmen, sondern auch an Qualifizierungsmaßnahmen teilnehmen. Mit der Anerkennung und dem damit verbundenen Übergang in den Rechtskreis des SGB II wird aus dem freiwilligen Charakter eine rechtliche Ver-pflichtung, die je nach Handhabung durch das Jobcenter zur Folge haben kann, dass die kurzfris-tige Eingliederung in den Arbeitsmarkt gegenüber längerfristig angelegten Bildungsstrategien in den Vordergrund tritt. Sollten die Eltern eines jugendlichen Flüchtlings dann Arbeit finden, endet für die gesamte Familie die Zuständigkeit des Jobcenters, so dass die Jugendlichen wieder auf die Leistungen im Rahmen des SGB III zurückgreifen können. Die Sicherung von Kontinuität in der Förderung stellt auf diese Weise eine schwierige Herausforderung dar. Ein Risiko besteht bei Transitionen vor allem darin, dass Brüche in der Kontinuität der Begleitung oder Förderlücken entstehen, wenn das Zusammenwirken der beteiligten Akteure unterbleibt. Bei einer „IŶteƌfeƌeŶz͞-Konstellation ist ein Thema für mehrere Politikfelder von zentraler Be-deutung und für die beteiligten Akteure mit einem Anspruch auf Gestaltung und Beteiligung verbunden. Diese Konstellation findet sich bei der Aufgabe der Begleitung des Übergangs von der Schule in Ausbildung und Beruf, in der Akteure aus unterschiedlichen sozial- und bildungs-politischen Politikfeldern gleichzeitig für junge Menschen zuständig sind, unterschiedliche För-derangebote bereit halten und unterschiedliche Ziele verfolgen – involviert sind die Schule als Regelinstitution, die Arbeitsagenturen mit Beratungs- und Vermittlungsangeboten und die Ju-gendhilfe mit Angeboten der Primärprävention im Rahmen der Jugendsozialarbeit, darüber hin-aus – vor allem in schwierigen Lebenssituationen – die Jobcenter und die Jugendhilfe mit spezi-fischen Leistungen. Je komplexer die Problemlage eines jungen Menschen, desto komplexer ist auch das Hilfesystem mit seinen Schnittstellen. Wegrich/Stimac (2014, S. 46) verwenden dafür 
deŶ Begƌiff „oǀeƌlap͟ uŶd seheŶ das Risiko dieser Konstellation vor allem in den unterschiedli-
ĐheŶ ZugäŶgeŶ deƌ ďeteiligteŶ IŶstitutioŶeŶ: „Hoǁeǀeƌ, these oƌgaŶisatioŶs appƌoaĐh the saŵe issue from different perspectives and follow – to some extent – diffeƌeŶt oďjeĐtiǀes.͞ ;eďd.Ϳ 
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Konflikte zwischen den Akteuren und die Ablehnung von Kooperation sind in solchen Konstella-tionen nicht unwahrscheinlich.  
„DiffusioŶ͞ bedeutet, dass für die Bearbeitung eines Themas Lösungsbeiträge von Akteuren aus zwei oder mehreren Politikfeldern erforderlich sind, die Zuständigkeiten dafür jedoch verteilt oder nicht eindeutig zugeordnet sind und das Thema für keine Institution den Kern ihrer Aufga-ben bildet. Wegrich/Stimac (2014, S. ϰϱͿ ďezeiĐhŶeŶ diese KoŶstellatioŶ als „uŶdeƌlap͟ uŶd 
spƌeĐheŶ ǀoŶ „issues that aƌe usuallǇ ĐoŶsideƌed as ďeiŶg of geŶeƌal iŶteƌest ďut Ŷo depaƌtŵeŶt 
ĐoŶsideƌs theŵ as ďeiŶg at the Đoƌe of its task stƌuĐtuƌe aŶd oƌgaŶisatioŶal ŵissioŶ͞. Als klassi-sche Beispiele lassen sich die oft als Querschnittsthemen bezeichnete Integrationspolitik oder die Gleichstellungspolitik benennen. Institutionen werden aufgefordert, die diesen Quer-schnittsthemen zugrundeliegenden Ziele bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu beachten. Damit sind zusätzliche Anforderungen verbunden, die sich aus der Beachtung der Bedürfnisse einer bestimmten Zielgruppe ergeben und von den einzelnen Institutionen in höchst unterschiedlicher Weise berücksichtigt werden.  Es zeigt sich also, dass sich Konstellationen sektoraler Politikverflechtung wechselseitig überla-gern können. Bei dem Übergang jugendlicher Flüchtlinge von der Schule in den weiteren Bil-dungs- und Berufsweg geht es zunächst um eine „TƌaŶsitioŶ͞, also um den Wechsel der Adres-sat_innen von einem Zuständigkeitsbereich in einen anderen. Bereits bei der Vorbereitung des Übergangs sind Beiträge aus mehreren Politikfeldern gefordert; bspw. sind bei der Berufsorien-tierung von Jugendlichen die Felder Schule und Arbeitsverwaltung und ggf. auch die Jugendhilfe mit jeweils unterschiedlichen Programmen involviert, so dass eine „IŶteƌfeƌeŶz͞ vorliegt. Bei ge-flüchteten Jugendlichen bildet das Ziel der Integration zusätzlich eine Querschnittsaufgabe ab; insofern ist der Übergang dieser Zielgruppe von der Schule in den weiteren Bildungs- und Be-rufsweg auch durch die Konstellation der „DiffusioŶ͞ geprägt. 3.2 Strukturen zur Bearbeitung sektoraler Politikverflechtung Mit den Begriffen „TƌaŶsitioŶ͞, „IŶteƌfeƌeŶz͞ uŶd „DiffusioŶ͞ werden somit unterschiedliche Konstellationen sektoraler Politikverflechtung beschrieben, die sich aus den Governance-Struk-turen der einzelnen Politikfelder ergeben und zur Entstehung von Schnittstellen zwischen Akt-euren führen. Probleme bei der Bearbeitung von Schnittstellen können entstehen, weil die ver-schiedenen Konstellationen bei den beteiligten Akteuren zu Interessenlagen führen, die der Ko-operation entgegenstehen können. Insofern hat in den letzten Jahren die Tendenz an Bedeutung gewonnen, Strukturen zu schaffen, um eine Kooperation von Akteuren über die Grenzen der Politikfelder hinweg zu fördern und Schnittstellen zu bearbeiten.  Im Koalitionsvertrag zwischen CDU/CSU und SPD für die Legislaturperiode von 2013 bis 2017 
ǁuƌde das Theŵa deƌ „Schnittstellen zǁisĐheŶ deŶ SozialgesetzďüĐheƌŶ͞ aufgegƌiffeŶ uŶd eiŶe 
ďesseƌe VeƌzahŶuŶg zuƌ VeƌŵeiduŶg ǀoŶ „Sicherungs- uŶd FöƌdeƌlüĐkeŶ͞ ;KoalitioŶsǀeƌtƌag 
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2013, S. 74 f.) gefordert. Im Laufe der Legislaturperiode gab es in unterschiedlichen Handlungs-feldern vorbeugender Sozialpolitik Initiativen, die – ohne dass grundsätzliche Veränderungen in den Kompetenzen von Akteuren vorgenommen wurden – auf eine Stärkung der Kooperation bei der Bearbeitung von Schnittstellen durch eine rechtskreisübergreifende Zusammenarbeit (vgl. Koalitionsvertrag 2013, S. 66 f., S. 74 f.) setzten. Als exemplarisch für diese Strategie kann die Initiierung von Jugendberufsagenturen gelten (vgl. Stöbe-Blossey 2018, S. 106). Anknüpfend an die bereits im Jahr 2010 durch die Bundesagentur für Arbeit uŶd das BuŶdesŵiŶisteƌiuŵ füƌ Aƌďeit uŶd Soziales iŶitiieƌteŶ „AƌďeitsďüŶdŶisse Ju-
geŶd uŶd Beƌuf͞ eŶthielt deƌ KoalitioŶsǀeƌtƌag ǀoŶ ϮϬϭϯ die FoƌdeƌuŶg ŶaĐh deŵ Aufďau ǀoŶ Jugendberufsagenturen (vgl. BA 2014, DGB 2014) als Reaktion auf die konstatierte Schnittstel-lenproblematik bei der Förderung von Jugendlichen; formuliert wurde das Ziel, dass „fläĐheŶde-
ĐkeŶd eiŶzuƌiĐhteŶde JugeŶdďeƌufsageŶtuƌeŶ ;…Ϳ die LeistuŶgeŶ ŶaĐh deŶ SozialgesetzďüĐheƌŶ II, III und VIII für unter 25-Jährige ďüŶdelŶ͞ sollen (Koalitionsvertrag 2013, S. 66; vgl. Stapf-Finé 2016 m.w.V.). In der Umsetzung gab es weder Gesetze noch Förderprogramme; vielmehr wer-
deŶ ŵit deŵ Begƌiff „JugeŶdďeƌufsageŶtuƌ͞ uŶteƌsĐhiedliĐhe FoƌŵeŶ deƌ KoopeƌatioŶ deƌ Sozi-alleistungsträger (SGB II, III, VIII) subsumiert, die je nach regionalen Gegebenheiten durch Ko-operationsvereinbarungen unterschiedlich konkretisiert werden. Dabei kann es um die räumli-che Zusammenführung von Angeboten unter einem Dach ebenso gehen wie um eine virtuelle Kooperation, beispielsweise über Verfahrensregelungen zum Austausch von Daten und zur Ab-stimmung in der Fallbearbeitung.  Wie stark unterschiedliche professionelle Leitbilder die Möglichkeiten zur Kooperation beein-flussen, lässt sich an diesem Beispiel zeigen. In der Praxis werden sowohl das Verhältnis der Hil-fesysteme zueinander als auch die Auswirkungen der angestrebten Kooperation auf die Adres-sat_innen kontrovers diskutiert (vgl. bspw. DGB 2014, Der Paritätische 2014, Panitzsch-Wiebe 2016). Während es im SGB-II-Bereich Sanktionen bei mangelnder Mitwirkung gibt, soll die Ju-
geŶdhilfe „die soziale IŶtegƌatioŶ ŵit sozialpädagogisĐheŶ HilfeŶ auf deƌ Basis ǀoŶ VeƌtƌaueŶ und Freiwilligkeit fördern. [...] Die jeweiligen Leistungsprofile bzw. die jeweilige Praxis sind ei-genständig und teils nur schwer miteinander vereinbar; dies gilt insbesondere für die Jugend-hilfe und das Hartz-IV-SǇsteŵ͞ ;DGB ϮϬϭϰ, S. 4). Ein Vertreter der Jugendhilfe spricht in diesem 
KoŶteǆt daǀoŶ, dass deŶ ďeideŶ SǇsteŵeŶ „uŶteƌsĐhiedliĐhe sozialstaatliche Entwürfe, eine un-terschiedliche Praxis und unterschiedliĐhe MeŶsĐheŶďildeƌ͞ ;Göďel ϮϬϭϰ, S. 11) zugrunde liegen. 
„JugeŶdsozialaƌďeit als Teil deƌ JugeŶdhilfe͞, heißt es iŶ eiŶeŵ PositioŶspapieƌ deƌ fƌeieŶ Wohl-
fahƌtspflege, „ƌiĐhtet ihƌeŶ BliĐk eďeŶ nicht ausschließlich auf die berufliche Integration, sondern vor allem auf die persönliche und soziale Entwicklung junger Menschen, ohne dass eine Aufgabe 
deƌ aŶdeƌeŶ uŶteƌgeoƌdŶet ǁiƌd͞ ;KoopeƌatioŶsverbund Jugendsozialarbeit 2010, S. 12). Unter diesem Gesichtspunkt wird aus der Sicht der Jugendhilfe kritisiert, dass die Etablierung von Ju-gendberufsagenturen einseitig das Ziel einer möglichst schnellen und reibungslosen Verfügbar-keit der Jugendlichen für den Arbeitsmarkt verfolge (vgl. Panitzsch-Wiebe 2013). Die Problema-tik unterschiedlicher professioneller Leitbilder tritt hier sehr deutlich zutage. Strukturelle Rege-
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lungen, wie sie mit der Etablierung von Jugendberufsagenturen intendiert sind, scheinen dem-nach nicht automatisch zum Aufbau von Wissen und Vertrauen als Basis für die (Weiter-) Ent-wicklung von Kooperation zu führen. Um Strukturen für die Bearbeitung von Schnittstellen aufzubauen, um die ‚Versäulung͚ und die institutionelle Fragmentierung aufzubrechen und um sozial- und bildungspolitische Ansätze mit-einander zu verknüpfen, setzt vorbeugende Sozialpolitik oft auf die kommunale EďeŶe: „AŶge-
siĐhts deƌ oft ďeklagteŶ leistuŶgsƌeĐhtliĐheŶ ‚VeƌsäuluŶgeŶ͚ uŶd der institutionellen Fragmen-
tieƌuŶg deƌ sozialeŶ SiĐheƌuŶgssǇsteŵe köŶŶte deƌ lokaleŶ EďeŶe als ‚EǆpeƌiŵeŶtieƌfeld͚ eiŶe entscheidende Funktion bei der Generierung sozialer Innovationen im Sinne einer passgenaue-ren, stärker präventiv ausgerichteten und aktiǀ gestalteŶdeŶ Politik ‚aus eiŶeŵ Guss͚ zukoŵ-meŶ.͞ ;BƌettsĐheideƌ/Klaŵŵeƌ ϮϬϭϳ, S. 144). Konstatiert wird insofern ein enger Zusammen-hang zwischen den Paradigmen der Vorbeugung und der Kommunalisierung von Sozialpolitik (ebd., S. 141). Die Förderung von Vernetzung auf lokaler Ebene stellt somit ein zentrales Element von Strategien vorbeugender Sozialpolitik dar. Am Beispiel des Landes Nordrhein-Westfalen lassen sich zahlreiche Ansätze für Strategien loka-ler Vernetzung identifizieren. Zu nennen sind bspw. die Entwicklung von Familienzentren3, die Unterstützung regionaler Bildungsnetzwerke4, die Einrichtung der Kommunalen Integrations-zentren5 und die Förderung kommunaler Präventionsketten6 ;eheŵals „KeiŶ KiŶd zuƌüĐklasseŶ͞; KeKiz) und das Berufsorientierungspƌogƌaŵŵ „KeiŶ AďsĐhluss ohŶe AŶsĐhluss͞ ;KAoAͿ7. Auch Bundesprogramme wie Lernen vor Ort8 zielen in diese Richtung. Die Anknüpfung an Regelinsti-tutionen spielt dabei oft eine zentrale Rolle. So soll bspw. die Regelinstitution Kindertagesein-richtung, die zum Familienzentrum weiterentwickelt wird, Bildungs- und Beratungsangebote an-derer Akteure im Sozialraum bündeln und Familien niederschwellig zugänglich machen; im Rah-men des Programms KAoA soll eine erste Berufsorientierung für alle Schüler_innen an den Schu-len angesiedelt werden. Viele dieser Programme sind mit der Einrichtung sowohl von lokalen Koordinierungsstellen als auch von Gremien der Vernetzung verbunden. Für das Thema des Übergangs von jugendlichen Flüchtlingen von der Schule in den weiteren Bildungs- und Berufsweg sind vor allem drei Programme des Landes relevant, die im Folgenden kurz dargestellt werden sollen. In (fast) allen kreisfreien Städten und Kreisen in Nordrhein-West-falen wurden auf der Grundlage von Landesprogrammen drei Institutionen etabliert: 
                                                          3 www.familienzentrum.nrw.de/ (Familienzentren NRW) 4 www.regionale.bildungsnetzwerke.nrw.de/Regionale-Bildungsnetzwerke/index.html (Regionale Bil-dungsnetzwerke in NRW) 5 www.kommunale-integrationszentren-nrw.de/ (Kommunale Integrationszentren) 6 https://www.kommunale-praeventionsketten.de/ (Kommunale Präventionsketten – Kommunen in NRW beugen vor) 7 www.keinabschlussohneanschluss.nrw.de/ (Landesvorhaben KAoA – „KeiŶ AďsĐhluss ohŶe AŶsĐhluss͞Ϳ 8 www.lernen-vor-oƌt.iŶfo/ ;BuŶdespƌogƌaŵŵ „LeƌŶeŶ ǀoƌ Oƌt͞Ϳ 
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 seit 2008: Regionale Bildungsbüros (RBB): Koordinierung der Regionalen Bildungsnetz-werke;  
 seit 2012: Kommunale Koordinierungsstellen (KoKo): Koordinierung der Berufsorientie-
ƌuŶg iŵ RahŵeŶ des LaŶdespƌogƌaŵŵs „KeiŶ AďsĐhluss ohŶe AŶsĐhluss͞ (KAoA);  
 seit 2012: Kommunale Integrationszentren (KI): Förderung der Verankerung von In-tegration als Querschnittsaufgabe und der Bildung von Kindern und Jugendlichen auf der Basis des Teilhabe- und Integrationsgesetzes.  Im Rahmen der Bildungsnetzwerke und von KAoA werden auf kommunaler Ebene eigene Steu-erungsgremien installiert, die der Kommunikation zwischen den relevanten Akteuren dienen sollen. Die Regionalen Bildungsbüros werden durch das für Schulministerium gefördert, die Kommunalen Koordinierungsstellen jeweils gemeinsam durch die für Schule und für Arbeit zu-ständigen Ministerien und die Kommunalen Integrationszentren durch die Ministerien für Schule und für die Querschnittsaufgabe Integration. Mit dem Regierungswechsel 2017 wurde die Zuständigkeit für Integration vom ehemaligen Ministerium für Arbeit, Integration und Sozi-ales (MAIS) in das Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration (MKFFI) verlagert. Die Zuständigkeiten für die drei Vernetzungsinstitutionen liegen also bei unterschiedlichen Mi-nisterien, im Schulministerium in unterschiedlichen Abteilungen bzw. Gruppen. Eine Verbindung der Arbeit der drei auf den Programmen basierenden Institutionen untereinander ist somit auf der Landesebene nicht strukturell angelegt.  Die Regionalen Bildungsbüros sind ausschließlich im Bildungsbereich verankert und sollen von dort aus auf der lokalen Ebene einen Austausch zwischen den lokalen Akteuren unterschiedli-cher Politikfelder organisieren. Das Programm KAoA basiert hingegen bereits auf der Landes-ebene auf einer Verbindung der Politikfelder Arbeitsmarkt und Schule, das Teilhabe- und Integ-rationsgesetz auf einer Verbindung zwischen den Feldern Integration und Schule. Bei der Förde-rung regionaler Bildungsnetzwerke geht es zum einen um die Zusammenführung der Akteure aus verschiedenen Feldern – bspw. Wirtschaft, Arbeitsmarkt, Kultur, Sport, Jugendhilfe –, um Schulen bei der Kooperation mit außerschulischen Partnern zu unterstützen, zum anderen um den vertikalen Aspekt, nämlich um die Verbindung kommunaler Bildungspolitik mit der Schul-aufsicht des Landes. Ziel ist also sowohl die sektorale als auch die vertikale Kooperation. Für einen Teil der Kommunen war der Ansatz neu, in anderen Kommunen waren bereits vorher Strukturen kommunaler Bildungspolitik aufgebaut worden, an die nun angeknüpft wurde. Inso-fern ist die Förderung der Bildungsnetzwerke auch als ein Bestreben des Landes zu interpretie-ren, die Rolle der Schulaufsicht als lokaler Akteur zu stärken und Einfluss auf die Entwicklung kommunaler Bildungspolitik zu gewinnen, die sich nach und nach in immer mehr Kommunen als eigenständiger Bereich kommunaler Gestaltung entwickelt hatte. Die Ergebnisse aus den Evaluationen der Kommunalen Integrationszentren (vgl. Ulusoy et al. 2016) und von KAoA (vgl. Stöbe-Blossey et al. 2016) zeigen, dass die Programme auf lokaler Ebene zu höchst unterschiedlichen institutionellen Strukturen geführt haben. Was das Pro-
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gramm KAoA betrifft, so brachte eine landesweite Befragung der Kommunalen Koordinierungs-stellen im Rahmen der Evaluation der Berufs- und Studienorientierung (vgl. Stöbe-Blossey et al. 2016) die folgenden Ergebnisse:  
„Die KoŵŵuŶaleŶ KooƌdiŶieƌuŶgsstelleŶ ǁaƌeŶ zuŵ BefƌaguŶgszeitpuŶkt iŶ deŶ kƌeisfƌeieŶ Städten und Kreisen jeweils etwa zur Hälfte im Regionalen Bildungsbüro oder in anderen Be-reichen angesiedelt – häufig in der Schulverwaltung, teilweise auch als Stabsstelle oder in an-deren Dezernaten der kommunalen Verwaltung oder in zwei Fällen auch in einer Tochterge-sellschaft der Kommune. Bei der Auswertung der Interviews mit den Kommunalen Koordinie-rungsstellen zeigt sich, dass die Entscheidung über die Ansiedlung meistens auf der Grundlage vorhandener Projekte und Strukturen in der Kommune getroffen wurde und dass jede Form der Ansiedlung mit jeweils spezifischen Vorteilen verbunden ist. Einige Befragte betonten, dass durch die Einbindung der Koordinierungsstelle in das Bildungsbüro die Berücksichtigung von 
ZusaŵŵeŶhäŶgeŶ ǀoŶ ‚KeiŶ AďsĐhluss ohŶe AŶsĐhluss͚ uŶd deŵ RegioŶalen Bildungsnetzwerk und die Nutzung der in diesem Kontext aufgebauten Kooperationsstrukturen erleichtert wer-den. Innerhalb der Verwaltungen sind die einzelnen Bildungsbüros unterschiedlichen Berei-chen zugeordnet, so dass auch für in Bildungsbüros angesiedelte Koordinierungsstellen mehr oder weniger ausgeprägt die Aspekte zur Geltung kamen, die einige Befragte im Hinblick auf unterschiedliche Organisationslösungen ansprachen: So wurde in zwei Kommunen darauf hin-gewiesen, dass die Ansiedlung in der Jugendhilfe oder in der Sozialverwaltung dazu beitrage, dass man insbesondere benachteiligte Jugendliche gut im Blick habe und eine Vernetzung mit diesbezüglichen Projekten der Jugendhilfe sicherstellen könne. In einem anderen Fall wurde die Nutzung der Schulkontakte, die sich aus der Integration in die Schulverwaltung ergeben, als 
ǀoƌteilhaft füƌ die IŵpleŵeŶtieƌuŶg ǀoŶ ‚KeiŶ AďsĐhluss ohŶe AŶsĐhluss͚ aŶgeseheŶ. Das KoŶ-strukt der Stabsstelle wiederum erleichtert nach Meinung einer Befragten den Zugang zu den regionalen Akteuren, weil auf diese Weise der Querschnittscharakter der Koordinierungsstelle 
uŶd des Theŵas ‚KeiŶ AďsĐhluss ohŶe AŶsĐhluss͚ heƌǀoƌgehoďeŶ ǁeƌde uŶd siĐh deƌ ZugaŶg nicht auf Akteure eines bestimmten Bereichs konzentriere. Ähnliches gilt bei der Zuordnung zu einer Tochtergesellschaft, die für verschiedene Projekte zuständig ist und Synergieeffekte her-stellen kann. Ausschlaggebend für die organisatorische Anbindung der Kommunalen Koordinie-rungsstellen waren aber weniger die jeweils aufgezählten Vorteile, sondern lokale Pfadabhän-gigkeiten, indem an vorhandene Strukturen angeschlossen und bestehende Erfahrungen ge-nutzt wurden. Die unterschiedlichen Varianten der Ansiedlung sind mit jeweils unterschiedli-chen Potenzialen verbunden, die für die Umsetzung voŶ ‚KeiŶ AďsĐhluss ohŶe AŶsĐhluss͚ Ŷutz-
ďaƌ geŵaĐht ǁeƌdeŶ.͞ ;eďd., S. 11 f.)  Bei den Kommunalen Integrationszentren gab es bei der Einrichtung große Unterschiede in der Ausgangssituation. In fast allen kreisfreien Städten hatte es vor der Einrichtung der Kommunalen Integrationszentren Regionale Arbeitsstellen zur Förderung von Kindern und Jugendlichen aus Zuwandererfamilien (RAA) gegeben, so dass auf Strukturen und Netzwerke zurückgegriffen wer-den konnte. In den Kreisen war dies überwiegend nicht der Fall (vgl. Ulusoy et al. 2016, S. 21). Die Kommunalen Integrationszentren sollen im zweijährigen Turnus Schwerpunktziele in den 
BeƌeiĐheŶ „IŶtegƌatioŶ duƌĐh BilduŶg͞ uŶd „IŶtegƌatioŶ als QueƌsĐhŶitt͞ festlegeŶ ;ǀgl. eďd., S. 33). Den Ergebnissen einer sich über den Zeitraum von 2014 bis 2016 erstreckenden Evaluation 
zufolge ǁeƌdeŶ iŵ BeƌeiĐh „QueƌsĐhŶitt͞ daďei aŵ häufigsteŶ ;iŶsgesaŵt ϰϯ NeŶŶuŶgeŶͿ allge-
ŵeiŶe Ziele ǁie „VeƌŶetzuŶg͞, „IŶteƌkultuƌelle ÖffŶuŶg͞ odeƌ „BestaŶds- uŶd BedaƌfsaŶalǇse͞ genannt. Sieben KoŵŵuŶale IŶtegƌatioŶszeŶtƌeŶ ďeŶeŶŶeŶ eiŶeŶ SĐhǁeƌpuŶkt iŵ BeƌeiĐh „Ge-
suŶdheit͞ ďzǁ. „IŶteƌkultuƌelle ÖffŶuŶg des GesuŶdheitsǁeseŶs͞, zǁei ǁeiteƌe iŵ BeƌeiĐh „Se-
ŶioƌeŶ͞ odeƌ „Älteƌe͞. SozialpolitisĐhe Politikfeldeƌ iŵ eŶgeƌeŶ SiŶŶe ďildeŶ deŵŶaĐh iŶ ŶeuŶ 
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Kommunalen Integrationszentren einen Schwerpunkt. Sieben weitere Kommunale Integrations-
zeŶtƌeŶ ŶeŶŶeŶ die BeƌeiĐhe „Aƌďeitsŵaƌkt͞, „AusďilduŶg͞ odeƌ „ÜďeƌgaŶg SĐhule-Beƌuf͞ ;eďd.: 35). Iŵ BeƌeiĐh „BilduŶg͞ doŵiŶieƌt das Theŵa „DuƌĐhgäŶgige SpƌaĐhföƌdeƌuŶg͞ ;30), an zwei-
teƌ Stelle steht das Theŵa „SeiteŶeiŶsteigeƌ͞ ;ϭϲͿ, gefolgt ǀoŶ „ElteƌŶďilduŶg͞ ;ϭϬͿ uŶd „IŶteƌ-
kultuƌelle SĐhuleŶtǁiĐkluŶg͞ ;ϭϵͿ. Das Theŵa „ÜďeƌgaŶg AusďilduŶg-Beƌuf͞ ǁiƌd ǀoŶ ǀieƌ Koŵ-munalen Integrationszentren genannt (vgl. ebd., S. 37). Die institutionelle Einbindung der Kommunalen Integrationszentren in die Stadt- und Kreisver-waltungen ist sehr heterogen (vgl. ebd., S. 49). In der Evaluation wird unterschieden zwischen verschiedenen Formen der Zuordnung zu hierarchischen Ebenen der Verwaltung (bspw. als Stabsstelle bei der Verwaltungsspitze, in einem Dezernat oder in einem Amt einerseits oder der Zuordnung zu einem Fachbereich andererseits); inhaltlich wird nur allgemein darauf verwiesen, dass es sich meistens um Dienststellen in den BereicheŶ „BilduŶg/SĐhule͞, „JugeŶd͞ odeƌ „Sozi-
ales͞, ŵaŶĐhŵal auĐh uŵ spezielle DieŶste füƌ IŶtegƌatioŶ odeƌ auĐh deŶ BeƌeiĐh „ReĐht, Si-cherheit uŶd OƌdŶuŶg͞ haŶdelt ;ǀgl. eďd., S. 50). Auf die Unterschiede in der fachlichen Zuord-nung wird nicht näher eingegangen, obwohl auf der Grundlage der Fallstudien darauf hingewie-sen wird, dass nicht nur die hierarchische, sondern auch die fachliche Zuordnung der Kommu-nalen Integrationszentren von Bedeutung ist (vgl. ebd., S. 52, 61). Die am häufigsten (nämlich von allen 49 befragten Kommunalen Integrationszentren) genannten Kooperationspartner sind die Schulämter, gefolgt von den Regionalen Bildungsbüros und Kommunalen Koordinierungs-stellen, die in der Befragung zusammengefasst wurden, mit 39 Nennungen (vgl. ebd., S. 56). Die Kooperation mit den Schulämtern funktioniert der Befragung zufolge unabhängig von der Zu-ordnung des Kommunalen Integrationszentrums zu einem bestimmten Fachbereich, möglicher-weise deshalb, weil die Schulämter als Teil der Schulaufsicht des Landes innerhalb der kommu-nalen Verwaltungsgliederung sowieso eine Sonderrolle spielen (vgl. ebd., S. 61, 67). Angesichts der Zuwanderung von Flüchtlingen wurden ab 2015 zum einen die Ressourcen für die Kommunalen Integrationszentren erweitert, zum anderen legten Bund und Land zusätzliche Programme zur Förderung der Kooperation auf. Von Bedeutung ist in diesem Kontext die För-derung des Einsatzes von Bildungskoordinator_innen durch den Bund im Rahmen einer Erwei-terung der Transferphase des Programms „LeƌŶeŶ ǀoƌ Oƌt͞: „Uŵ Kƌeise uŶd kƌeisfƌeie Städte ďei der Integration von Flüchtlingen optimal zu unterstützen, finanziert das Bundesbildungsminis-
teƌiuŵ iŶ ŵehƌ als ϯϬϬ StädteŶ uŶd LaŶdkƌeiseŶ KooƌdiŶatoƌeŶ uŶd KooƌdiŶatoƌiŶŶeŶ.͞9 Nach Angaben des BMBF wurden mit diesem Programm mehr als 80 Prozent der Kommunen er-reicht.10  Innerhalb der Kommunen stellt sich also die Aufgabe, die verschiedenen Förderprogramme um-zusetzen und auf lokaler Ebene zu verbinden. Dies gilt bereits für die flächendeckend und lang-
                                                          
9
 www.bmbf.de/de/hilfe-fuer-kommunen-und-kreisfreie-staedte-1829.html 
10
 www.bmbf.de/de/hilfe-fuer-kommunen-und-kreisfreie-staedte-1829.html 
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fristig angelegten Programme zum Aufbau der Regionalen Bildungsnetzwerke, zur Implementa-tion von KAoA und zur Einrichtung der Kommunalen Integrationszentren. Diese Programme wei-sen zwar offenkundig Überschneidungen auf und können Synergien ermöglichen, stehen aber auf Landesebene weitgehend unverbunden nebeneinander. Aktuelle Sonderprogramme kom-men hinzu. Die Strukturen, die auf kommunaler Ebene entstanden sind, unterscheiden sich er-heblich voneinander, wie die Auszüge aus den Evaluationsberichten zeigen. Die Herausforde-rung der Kooperation stellt sich also vor dem Hintergrund der unterschiedlichen Strukturen vor allem in den Prozessen auf lokaler Ebene.  Koordinierungsstellen, die Angebote auf lokaler Ebene vernetzen sollen, können ihre Funktion nur erfüllen, wenn die Akteure in den Regelinstitutionen, die spezialisierten Fachdienste und die Dienststellen der Verwaltungen unterschiedlicher Politikfelder die Kooperationsimpulse aufgrei-fen und in ihrer Arbeit umsetzen. Die Fachkräfte der Regelinstitutionen müssen sowohl mit Ko-ordinierungsstellen als auch mit für spezielle Problemlagen zuständigen Fachdiensten kooperie-ren, denn sie benötigen die Unterstützung dieser Akteure und können im Rahmen eines lokalen Netzwerks Lotsenfunktionen bei der Weiterleitung von Menschen an spezialisierte Institutionen wahrnehmen und deren Leistungen räumlich bündeln. Schnittstellen werden also auch durch diese Vernetzungsstrategien nicht aufgehoben; vielmehr geht es im Rahmen von Netzwerken auf lokaler Ebene darum, kooperative Verfahren für die Bearbeitung von Schnittstellen zu ent-wickeln und zu etablieren, die an den Strukturen der jeweiligen Politikfelder ansetzen. Wie sich die Kooperationsprozesse im Hinblick auf die Vorbereitung und Begleitung der jugendlichen Flüchtlinge auf den Übergang von der Schule in den weiteren Bildungs- und Berufsweg gestalten, soll im Folgenden analysiert werden. Dabei wird die Darstellung von analytischen Kategorien mit Befunden aus der empirischen Arbeit im Rahmen der KAS-Studie verbunden. 4 Kooperationsprozesse ďei der Berufsorientierung ǀon ju-
gendliĐhen FlüĐhtlingen Für die Analyse von Kooperationsprozessen wird der Begriff der sektoralen Politikverflechtung analytisch-deskriptiv verstanden; er bezeichnet Konstellationen, in denen ein Problem Lösungs-beiträge aus zwei oder mehreren Politikfeldern erfordert, weil es Schnittstellen zwischen den Kompetenzen unterschiedlicher Akteure gibt. Der Begriff der Kompetenzen wird dabei in seiner doppelten Bedeutung verwendet – er impliziert sowohl die Zuschreibung von Zuständigkeiten als auch das für ihre Ausübung erforderliche Fachwissen. Koordination bezeichnet die Zuord-nung von (Teil-)Aufgaben und Lösungsbeiträgen zu den einzelnen Akteuren. Die Koordinations-mechanismen, die dabei zur Anwendung kommen, müssen, wie zu zeigen sein wird, nicht unbe-dingt auf gemeinsame Lösungen ausgerichtet sein, sondern können auch lediglich der Definition von Zuständigkeiten dienen. Kooperation hingegen zielt darauf ab, die Lösungsbeiträge so mit-einander zu verbinden, dass problemangemessene Ergebnisse erzielt werden, und beinhaltet eine gemeinsame Angebotsplanung und abgestimmte Fallbearbeitung mit dem Ziel einer integ-rierenden Problemlösung. Vernetzung hat einen instrumentellen Charakter für die Entwicklung 
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von Kooperation, indem Strukturen geschaffen und Prozesse initiiert werden, die die Kommuni-kation der Akteure fördern – beispielsweise durch die Einrichtung von Gremien oder von Koor-dinierungsstellen oder auch durch bilaterale Vereinbarungen oder informelle Kontakte zwischen Beteiligten – und damit zum Aufbau von Wissen und Vertrauen als Grundlage für die (Weiter-)Entwicklung von Kooperation beitragen können. Vor diesem Hintergrund richtet sich das Erkenntnisinteresse auf die Identifizierung von Fakto-ren, die in Konstellationen sektoraler Politikverflechtung dazu beitragen, dass Schnittstellen so bearbeitet werden, dass kooperative Lösungen entstehen. Dabei wird von dem Konzept des ak-teurzentrierten Institutionalismus (vgl. Scharpf 2000) ausgegangen: Institutionelle Regelungs-strukturen stellen demnach zwar eine Kontingenzbeschränkung dar und definieren Handlungs-spielräume der Akteure, jedoch determinieren sie deren Handeln nicht vollständig. Bei der Be-arbeitung der Schnittstellen, die sich aus den verschiedenen Konstellationen sektoraler Politik-verflechtung (vgl. 3.1) ergeben, kommen unterschiedliche Koordinationsmechanismen zur An-wendung.  Eine Arbeit, die das Forschungsdesiderat der Untersuchung von Koordinationsmechanismen zwischen Politikfeldern und ihren Akteuren aufgreift, ist die Analyse von Bönker (2008), der an die Planungsdebatte der 1970er Jahre (vgl. Scharpf 1973) angeknüpft und anhand von Beispielen aus der Sozialpolitik einen analytischen Rahmen entwickelt hat. Die in der Debatte der 1970er Jahre bei der Koordination zwischen Ministerien beobachtbaren Mechanismen sind nach Auf-fassung von Bönker auf das Zusammenwirken von Akteuren in Policy Communities übertragbar (vgl. Bönker 2008, S. 318). Zu diesen Akteuren gehören nicht nur die an der Politikformulierung beteiligten Ministerien, sondern auch zivilgesellschaftliche Akteure und die mit der Implemen-tierung befassten Verwaltungseinheiten. Des Weiteren ist davon auszugehen, dass die Koordi-nationsmechanismen, die auf der Makroebene bei Entscheidungsprozessen über Gesetze und Förderprogramme zu beobachten sind, sich auch in der Implementierung spiegeln – von der Entwicklung lokaler Angebote auf der Mesoebene bis hin zur Fallbearbeitung auf der Mikro-ebene. Scharpf unterschied vor allem zwischen negativer und positiver Koordination. Erstere betrifft die 
BeƌüĐksiĐhtiguŶg poteŶzielleƌ EiŶǁäŶde uŶd ZustäŶdigkeiteŶ aŶdeƌeƌ Akteuƌe, Letzteƌe die „si-multane Problemverarbeitung für übeƌgƌeifeŶde ZusaŵŵeŶhäŶge͞ ;Scharpf 1973, S. 86). Bön-ker identifiziert zwei weitere Koordinationsmechanismen, nämlich Austausch und gemeinsames Lernen der Akteure und die Intervention in andere Politikfelder (vgl. Bönker 2008, S. 321 f.): Bei 
deƌ IŶteƌǀeŶtioŶ kaŶŶ es siĐh uŵ das „RufeŶ͞ ŶaĐh LösuŶgsďeitƌägeŶ politikfeldeǆteƌŶeƌ Akteuƌe oder um eine (ggf. als unerwünscht empfundene) Einmischung in andere Felder handeln. Aus-tausch und gemeinsames Lernen werden ermöglicht durch Kommunikation und erhöhen sowohl das Verständnis für die Probleme des anderen Politikfeldes als auch dafür, was das andere Feld zur Problemlösung beitragen könnte. Auf der Grundlage der von Bönker identifizierten Mecha-nismen wurde eine Heuristik für die Analyse von Koordinationsmechanismen erarbeitet (vgl. 
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Stöbe-Blossey 2016b; Köhling/Stöbe-Blossey 2017, S. 17 ff.). Eine vorläufige Version dieses Ana-lyserahmens wurde im Zwischenbericht der KAS-Studie vorgestellt (vgl. Köhling/Stöbe-Blossey 2017, S.25), bei den empirischen Analysen zugrunde gelegt und auf dieser Basis weiterentwi-ckelt. Dabei wurde in Anlehnung an die von Bönker vorgeschlagenen Kategorien von den vier Koordinationsmechanismen – „AustausĐh uŶd LeƌŶeŶ͞, „IŶteƌǀeŶtioŶ͞, „Ŷegatiǀe KooƌdiŶatioŶ͞ und „positiǀe KooƌdiŶatioŶ͞ – ausgegangen, die weiter ausdifferenziert wurden (vgl. Abbildung 4). Im Folgenden werden diese vier Mechanismen differenziert dargestellt und gezeigt, wie sich ihre Anwendung bei der Berufsorientierung für jugendliche Flüchtlinge beobachten lässt und welche Auswirkungen sich daraus für die (Weiter-)Entwicklung von Kooperation ergeben.  Abbildung 4: Rahmen für die Analyse von Koordinationsmechanismen 
 Quelle: Eigene Darstellung 
Kooperation von Akteuren vorbeugender Sozialpolitik Eine Analyse am Beispiel der Berufsorientierung jugendlicher Flüchtlinge  
28 
 
4.1 Austausch und Lernen 
„AustausĐh uŶd LeƌŶeŶ͞ zǁisĐheŶ PolitikfeldeƌŶ ďedeutet, dass „EƌfahƌuŶgeŶ iŶ uŶd IdeeŶ aus einem Politikfeld die Diskussionen und Entscheidungen in einem andeƌeŶ ďeeiŶflusseŶ͞ ;BöŶkeƌ 2008, S. 321). Dieser Mechanismus impliziert zunächst die wechselseitige Information zwischen unterschiedlichen Akteuren – ohne Information kann es keinen Einfluss geben. Der Aspekt des Lernens betrifft also den Aufbau von Wissen, wobei der Informationsfluss in beide Richtungen organisiert werden kann: Akteure können sich Informationen über andere Felder beschaffen, und sie können anderen aktiv Informationen über ihr eigenes Feld vermitteln. Im Hinblick auf die Analyse der Anwendung von Koordinationsmechanismen wird daher differenziert zwischen 
„IŶfoƌŵatioŶsďesĐhaffuŶg͞ uŶd „IŶfoƌŵatioŶsǀeƌŵittluŶg͞.  Die Anwendung der Mechanismen von „Austausch und Lernen͞ wird verstärkt oder erst ermög-licht durch Strukturen, die eine Überlappung von Policy Communities schaffen, und durch die Existenz politikfeldübergreifender Foren: Kommunikation zwischen den Akteuren aus unter-schiedlichen Feldern erhöht die Aufmerksamkeit und das Verständnis sowohl für die Probleme des anderen Politikfeldes als auch dafür, was das andere Feld zur Problemlösung im eigenen Bereich beitragen könnte (ebd.). Viele Förderprogramme enthalten vor diesem Hintergrund die Vorgabe, Gremien einzurichten, die zu Überlappungen führen und Foren für die Kommunikation bilden. Auf kommunaler Ebene werden häufig – anknüpfend an Vorgaben aus Gesetzen und Programmen oder auch aus eigener Initiative – derartige Gremien gebildet, um Lösungen für Schnittstellenprobleme zu erarbeiten. Eine Kommunikation über mögliche Lösungen kann dar-über hinaus nicht nur in Gremien stattfinden, sondern auch bilateral zwischen einzelnen betei-ligten Akteuren. Sie kann auf Vereinbarungen basieren oder auch informell, bspw. auf der Grundlage von persönlichen Kontakten, entwickelt werden. Dieser Koordinationsmechanismus wird im weiteren Verlauf dieser Studie mit dem Begƌiff „IŶfoƌŵatioŶsaustausĐh͞ uŵsĐhƌieďeŶ. Mechanismen von „Austausch und Lernen͞ sind in den Sozialgesetzbüchern an vielen Stellen verankert. Dabei finden sich vor allem Vorgaben, die eine Kommunikation auf der lokalen Ebene initiieƌeŶ solleŶ. So foƌdeƌt § ϭϴ SGB II ;„ÖƌtliĐhe ZusaŵŵeŶaƌďeit͞Ϳ das JoďĐeŶteƌ auf, ďei deƌ Eingliederung in Arbeit mit anderen Akteuren zu kooperieren – bspw. mit den Kommunen und den Trägern der freien Wohlfahrtspflege –, uŶd § ϴϭ SGB VIII ;„Stƌuktuƌelle Zusammenarbeit mit 
aŶdeƌeŶ StelleŶ uŶd öffeŶtliĐheŶ EiŶƌiĐhtuŶgeŶ͞Ϳ ǀeƌǁeist auf die KoopeƌatioŶ des JugeŶdaŵts bspw. mit Trägern von Sozialleistungen und Schulen. Auch über zahlreiche Förderprogramme wird die Anwendung der Mechanismen von „Austausch und Lernen͞ initiiert. Mit den dargestellten Vernetzungsprogrammen des Landes Nordrhein-Westfalen (KAoA, Regionale Bildungsnetzwerke, Teilhabe- und Integrationsgesetz) wurden Ak-teure installiert, deren Aufgabe es ist, eine kontinuierliche Förderung bei Transitionen sicherzu-stellen sowie die Entstehung von Versorgungslücken vermeiden zu helfen, bei Konflikten in „IŶ-
teƌfeƌeŶz͞-Konstellationen zu moderieren und die Aufmerksamkeit für Probleme in durch „Dif-
fusioŶ͞ gekennzeichneten Konstellationen zu erhöhen. Die Gremien, die in diesen Kontexten auf 
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lokaler Ebene gebildet werden, sollen den „Informationsaustausch“ zwischen den beteiligten Akteuren als Grundlage für Kooperation stärken.  In der Praxis der Vorbereitung und Begleitung des Übergangs jugendlicher Flüchtlinge in den weiteren Bildungs- und Berufsweg zeigt sich, wie notwendig eine Stärkung der Anwendung der Mechanismen von „Austausch und Lernen͞ ist, denn es fehlt vielfach an wechselseitigem Wissen über die Handlungsmöglichkeiten und die Angebote der jeweils anderen Akteure. So bieten die Berufskollegs zwar ein vielfältiges Spektrum an aufeinander aufbauenden Bildungsgängen und Schulabschlüssen („Das ist ja deƌ Chaƌŵe aŵ Beƌufskolleg, dass ŵaŶ ja ǁiƌkliĐh eiŶe Kaƌƌieƌe hieƌ starten und alle SĐhulaďsĐhlüsse ŵaĐheŶ kaŶŶ.“; BK). Diese Möglichkeiten unterscheiden sich jedoch interkommunal erheblich voneinander und sind bei den Akteuren der anderen Felder und in auch in den allgemeinbildenden Schulen oft nur zum Teil bekannt.  Die Lehrkräfte am Berufskolleg wissen umgekehrt oft wenig über Fragen des Aufenthaltsrechts, da der Aufenthaltsstatus keinen Einfluss auf die Schulpflicht der minderjährigen Jugendlichen hat. Für die Anschlussperspektiven hingegen ist der Status von hoher Bedeutung, weil sich die Möglichkeiten des Zugangs in eine duale Ausbildung oder in Maßnahmen zur Förderung der Ar-beitsmarktintegration entsprechend unterschiedlich gestalten. In der Praxis gehen die Lehr-kräfte mit dieser Situation unterschiedlich um – einige lehnen die Befassung mit dieser Frage mit der Begründung „Miƌ geht es uŵ die JugeŶdliĐheŶ!“ ab, einige bemühen sich darum, geeig-nete Ansprechpartner_innen für die Beratung hinzuziehen, andere beschaffen sich die Informa-tionen entweder allgemein oder durch Nachfragen bei der Ausländerbehörde oder der Arbeits-verwaltung im Einzelfall. Auch die Aufgabenverteilung zwischen dem örtlichen Jugendamt und den freien Trägern gestal-tet sich lokal sehr unterschiedlich. Darüber hinaus enthält das SGB VIII wenig konkret definierte Leistungen, sondern eröffnet einen breiten Spielraum – zum einen für die Kommunen im Hin-blick auf eine den örtlichen Anforderungen angemessene Angebotsplanung, zum anderen für die einzelnen Fachkräfte, um auf den individuellen Bedarf der Adressat_innen eingehen zu kön-nen. So sinnvoll diese Vielfalt pädagogisch ist, so sehr erschwert sie die Transparenz gegenüber anderen Akteuren („Was JugeŶdhilfe ŵaĐht, ǁeiß iĐh ŶiĐht.“, JC). Obwohl im Bereich der Arbeitsmarktpolitik sowohl im SGB II als auch im SGB III nicht nur Fragen des Bezugs von Transferleistungen, sondern auch Grundzüge von Maßnahmen zur Förderung der Arbeitsmarktintegration zentral geregelt sind, gibt es auch hier erhebliche Unterschiede: 
„MaŶĐhe Jobcenter insistieren, keine oder nur wenige spezielle Maßnahmen für Flüchtlinge auf-zulegen, sondern diese möglichst umgehend in Regelangebote der Arbeitsvermittlung einzuglie-dern. Andere hingegen praktizieren neue, auch rechtskreisübergreifende Formen einer kommu-nalen Arbeitsmarktpolitik füƌ FlüĐhtliŶge.͞ ;Auŵülleƌ ϮϬϭϲ, S. 29) Auch die Aufgabenverteilung zwischen Jobcenter und Arbeitsagentur (SGB II/III) und die damit verbundenen Übergänge sind für Akteure außerhalb der Arbeitsverwaltung schwer zu durch-
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schauen. In Interviews fällt auf, dass manche Gesprächspartner_innen immer noch zusammen-fassend den Begriff „Arbeitsamt͞ (BK) benutzen, ohne zwischen beiden Rechtskreisen zu diffe-renzieren, oder auch allgemein vom „JoďĐeŶteƌ“ (JA) reden, wenn sie eigentlich die Berufsbera-tung der Arbeitsagentur meinen. Hinzu kommt, dass das Jobcenter in den einzelnen Kommunen entweder als gemeinsame Einrichtung mit der Arbeitsagentur oder als Dienstelle der Kommu-nalverwaltung organisiert sein kann. Letzteres bedeutet bei Kreisen oft, dass es dezentralisierte Dienststellen in den einzelnen kreisangehörigen Kommunen gibt. Schließlich gibt es unterschied-liche Regelungen in der Zuständigkeit für jugendliche Flüchtlinge. Auf Initiative der nordrhein-westfälischen Regionaldirektion der Bundesagentur für Arbeit wurden sogenannte Integration Points gegründet, die eine rechtskreisübergreifende Betreuung von Geflüchteten gewährleisten sollen (vgl. RD NRW 2015). Die Zielsetzung und die unterschiedlichen Organisationsformen auf lokaler Ebene ähneln bezogen auf die Zielgruppe der Geflüchteten denjenigen, die die Jugend-berufsagenturen (vgl. 3.2) im Hinblick auf Jugendliche verfolgen. Dies bedeutet auch, dass es oft vor Ort sowohl Jugendberufsagenturen als auch Integration Points gibt – welche Stelle dann für Geflüchtete im jugendlichen Alter zuständig ist, ist dabei unterschiedlich und für einen Teil der Akteure nicht immer transparent („MaŶĐhŵal siŶd die ZustäŶdigkeiteŶ ŶiĐht gaŶz klaƌ!“; JMD). Das Angebotsspektrum und die Zuständigkeitsverteilung sind also in den einzelnen Politikfel-dern durch komplexe, für Akteure aus anderen Feldern nicht immer ohne weiteres durchschau-bare Regelungen geprägt, und es gibt erhebliche interkommunale Unterschiede. Das Wissen über Angebote und Zuständigkeiten kann demzufolge nur vor Ort aufgebaut werden. Hier liegt eine wichtige Funktion der Vernetzungsinstitutionen. Ein Mitarbeiter eines Kommunalen Integ-rationszentrums beschreibt, wie versucht wird, den Informationsaustausch zu systematisieren und dafür Arbeitskreise zu nutzen: 
„Aďeƌ eďeŶ auĐh, ǁeŶŶ siĐh, sageŶ ǁiƌ ŵal, eiŶe PƌoďleŵstelluŶg häufigeƌ daƌstellt, dass ǁiƌ dann versuchen, hier in der Verwaltung, Ausländerbehörde oder was auch immer, weitere In-formationen herbeizuholen. Und bei der BA [Bundesagentur für Arbeit] sind wir ganz eng im Austausch. […] Wiƌ sitzeŶ doƌt ƌegelŵäßig, auĐh etǁa Ƌuaƌtalsǁeise, iŶ deƌ IŶitiatiǀe ‚IŶtegƌa-
tioŶ juŶgeƌ FlüĐhtliŶge duƌĐh Aƌďeit‘ […]. Das ist eine Initiative des Bündnisses für Fachkräfte, Jobcenter, BA, Integration Point, die Kammern, die KAUSA11 sitzt mit drin, Flüchtlingshilfe sitzt mit drin und die Berufskollegs des Kreises […]. Und wir als kommunales Integrationszentrum. Das ist also ein regelmäßig tagendes Gremium, wo einfach auch der Austausch dann stattfin-
det.“ (KI) Die Leitung eines Regionalen Bildungsbüros bezeichnet ihre Rolle als eine Funktion des Überset-zens und Erklärens und betont, wie wichtig die Vermittlung von Informationen über die jeweils unterschiedlichen Regelsysteme für den Aufbau von Kooperation ist: 
„Also ǁiƌ übersetzen ganz oft das System des Einen und erklären es dem Anderen. Das heißt, eine Arbeitsagentur, die mit am Tisch sitzt, der erklären wir erst mal, wie Schule organisatorisch funktioniert. Weil die das in der Regel auch nicht wissen. Der Schule erklären wir aber, warum eine Agentur an der Stelle darauf angewiesen ist, dass die Bleibeperspektive mit eine Rolle 
                                                          11 "Koordinierungsstelle Ausbildung und Migration – Ausbildung jetzt!"; durch den Bund geförderte Ser-vicestallen, vgl. https://www.jobstarter.de/kausa 
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spielt. […] Und Sie haben dann als Erstes natürlich ganz viel Unverständnis und ganz ǀiel: ‚Aďeƌ 
es ŵüsste doĐh eigeŶtliĐh aŶdeƌs fuŶktioŶieƌeŶ!‘ Aďeƌ Sie ŵeƌkeŶ sĐhoŶ, dass ŵit deƌ Zeit aďeƌ deutlich wird, dass jeder sich ja in seinem Regelsystem bewegt und die Zusammenschau es 
ŵaĐht.“ (RBB)  Auch wenn das oftmals nicht genauer spezifiziert wird, lässt sich festhalten, dass es Bemühun-gen zur Gründung von Gremien und Arbeitskreisen gibt, die einen Austausch zwischen den Akt-euren ermöglichen sollen: „Netzǁeƌkaƌďeit ist ŶatüƌliĐh auĐh ďei uŶs eiŶ ǁiĐhtiges Theŵa.“ (KI). Beispielhaft sind hier regelmäßig stattfindende Treffen zu nennen, um sich gegenseitig auszu-
tausĐheŶ uŶd zu iŶfoƌŵieƌeŶ: „Und daraus haben wir einen Arbeitskreis, der sich einmal im Mo-
Ŷat tƌifft, alle ǁiĐhtigeŶ TheŵeŶ aďstiŵŵt.“ (AL) Dies kann auch fachbereichsübergreifend funk-tionieren: „Wiƌ haďeŶ es jetzt eďeŶ so oƌgaŶisieƌt, dass ǁiƌ deŶ IŶfoƌŵatioŶsfluss siĐheƌstelleŶ. […] Darüber hinaus besteht die Absprache, dass, wenn andere Abteilungen von außerhalb dieser beiden Geschäftsbereiche betroffen siŶd, daŶŶ köŶŶeŶ die puŶktuell zugezogeŶ ǁeƌdeŶ.“ (AL) Ergänzend wird hier angemerkt: „UŶd üďeƌ diese eŶge KoŵŵuŶikatioŶ siŶd auĐh sehƌ ǀiele Voƌ-
ďehalte aďgeďaut ǁoƌdeŶ.“ (AL) Die Arbeit von Vernetzungsinstitutionen und die Bildung von Kooperationsgremien tragen dem-nach dazu bei, dass Mechanismen des Austauschs und des Lernens auf lokaler Ebene verankert werden. Die Anwendung dieser Mechanismen fördert den Aufbau von wechselseitigem Wissen und von Vertrauen. Dies wiederum ist von hoher Bedeutung in Konstellationen, die durch kom-plexe Probleme und ebenso komplexe Regelungen und Zuständigkeitszuweisungen gekenn-zeichnet sind. Angesichts der lokal unterschiedlichen Strukturen kommt der Anwendung dieser Mechanismen auf lokale Ebene eine entscheidende Bedeutung zu; Förderprogramme von Land und Bund können hier eine unterstützende Infrastruktur schaffen, aber lokale Prozesse nicht ersetzen. 4.2 Intervention Wenn Akteure eine „IŶteƌǀeŶtioŶ͞ iŶ aŶdeƌe Politikfelder vornehmen, kann dies in dem anderen Feld möglicherweise als unerwünscht empfundene Einmischung betrachtet werden. Es ist aber auch möglich, dass politikfeldeǆteƌŶe Akteuƌe „geƌufeŶ͞ ǁeƌdeŶ, etǁa, ǁeil Akteuƌe eiŶeŶ Bei-trag zur Problemlösung im eigenen Feld für notwendig halten (vgl. Bönker 2008, S. 321). Es geht hier also nicht unbedingt um eine gemeinsame Problemlösung; stattdessen werden aus einem Politikfeld Lösungsbeiträge aus einem anderen eingefordert oder es wird in dessen Zuständig-keitsbereich eingegriffen. Ähnlich wie Mechanismen von „Austausch und Lernens͞, so sind auch 
„Interventionen͞ in andere Politikfelder in einigen Gesetzen und Förderprogrammen angelegt. Relevant sind sie vor allem in Bezug auf Probleme, die durch eine „DiffusioŶ͞ der Kompetenzen gekennzeichnet sind: Da in diesen Fällen kein Akteur im Kern für die Problemlösung zuständig ist, kommt es darauf an, dennoch Handlungen auszulösen, die zur Problemlösung erforderlich 
siŶd. Daďei siŶd „häƌteƌe͞ uŶd „ǁeiĐheƌe͞ FoƌŵeŶ deƌ IŶteƌǀeŶtioŶ deŶkďaƌ: Die IŶteƌǀention 
kaŶŶ die Foƌŵ eiŶes „EiŶgƌiffs͞ aŶŶehŵeŶ, iŶdeŵ Akteure bspw. per Gesetz oder Erlass zum 
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Handeln veranlasst werden – so können bspw. Schulen verpflichtet werden, Schüler_innen In-formationen zur Arbeitsmarktorientierung zu vermitteln. Die Intervention kann sich aber auch auf eiŶeŶ „Appell͞ ďesĐhƌäŶkeŶ, indem Handlungen der Akteure eines anderen Feldes gefordert werden. Dabei muss diese Forderung nicht unbedingt direkt an die jeweiligen Akteure richten; wahrscheinlich sogar häufiger beschränkt sich der „Appell͞ auf die Feststellung, dass andere Ak-
teuƌe „etǁas tuŶ͞ sollteŶ, ohŶe dass ŵit ihŶeŶ daƌüďeƌ koŵŵuŶizieƌt ǁiƌd. „Appelle͞ aus ande-ren Politikfeldern können innerhalb eines Feldes ignoriert werden oder sogar Abwehrreaktionen auslösen, weil das intervenierende Feld innerhalb seines institutionellen Rahmens nicht immer die Möglichkeit hat, die Umsetzung entsprechender Regelungen im anderen Feld durchzuset-zen.  Eine dritte Form der „Intervention͞ besteht in der „Verschiebung͞ der Zuständigkeit für Lösungs-beiträge in ein anderes Feld. Hier geht es darum, dass sich ein Akteur durch die Verschiebung von Lasten in ein anderes Feld selbst entlastet. In der Programmimplementation findet sich ein derartiger Mechanismus vor allem bei komplexen Problemlagen, bei denen die Zuordnung der Verantwortung zu einem bestimmten Akteur von Ermessensentscheidungen bei der Bewertung des Sachverhalts abhängt. Darüber hinaus wird diese Konstellation auch durch die Aufgabentei-lung zwischen den verschiedenen Ebenen des föderalen Systems bedingt. So können Qualifizie-rungsangebote für junge Menschen im Übergang zwischen Schule, Ausbildung und Beruf grund-sätzlich über – bundesfinanzierte – Angebote im Rahmen der Arbeitsmarktpolitik oder über – landesfinanzierte – Bildungseinrichtungen (also Schulen und Hochschulen) abgewickelt werden. Im Hinblick auf geflüchtete junge Menschen spiegelt sich dieser Mechanismus der „Verschie-bung͞ in der Vorgabe, dass nicht mehr schulpflichtige Jugendliche an Bildungsgängen der Aus-bildungsvorbereitung nicht in vollzeitschulischer Form teilnehmen können, sondern nur in Teil-zeit in Kombination mit Maßnahmen anderer Kostenträger (vgl. 3.1). Für die jungen Menschen ist auf diese Weise der Zugang zu Bildungsangeboten stark eingeschränkt; insbesondere die Möglichkeiten, einen weiterführenden Schulabschluss zu erwerben, sind durch diese Verschie-bung stark eingeschränkt. Auf lokaler Ebene, so zeigen die Interviews im Rahmen der KAS-Stu-die, stößt diese Regelung denn auch auf scharfe Kritik, und es gibt vielfältige Bemühungen, für diese Zielgruppe Zugänge zu Bildung zu schaffen („IĐh keŶŶe eiŶeŶ SĐhulleiteƌ, deƌ Ŷiŵŵt die iŶ 
die Oďeƌstufe.“; KIͿ. Anreize für eine „Verschiebung͞ können auch daraus entstehen, dass im Sozialgesetzbuch Me-chanismen negativer Koordination (vgl. 4.3) verankert sind. Zwar gibt es in der Fachdiskussion vor allem die unter 3.2 im Zusammenhang mit der Bildung von Jugendberufsagenturen ange-sprochene Kritik an der Zuweisung einer quasi untergeordneten Rolle für die Jugendhilfe. Ob sich diese Kritik in der Handlungspraxis darin widerspiegelt, dass immer alle Handlungsspiel-räume der Jugendhilfe zur Förderung der Jugendlichen ausgeschöpft werden, ist zumindest zu hinterfragen. Denkbar ist auch, dass mit der Zuständigkeit anderer Akteure – in dem Fall des Jobcenters – der Verzicht auf eigene Handlungen legitimiert wird. Von Bedeutung könnte dieser Aspekt vor allem beim Umgang mit jungen Erwachsenen und insbesondere beim Übergang von unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen in die Volljährigkeit sein: Inwieweit die Jugendämter 
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die rechtliche Möglichkeit nutzen, Leistungen für volljährige junge Menschen nach SGB VIII zu erbringen, scheint den im Rahmen der KAS-Studie geführten Interviews zufolge lokal sehr un-terschiedlich zu sein. Bezogen auf die Berufsorientierung von Jugendlichen sind „Appelle͞ aus dem Schulbereich zu konstatieren, wenn es etwa um die Einbindung von Sozialarbeit in die Schulen geht; Jugendhilfe 
soll daŶŶ aus SiĐht deƌ SĐhule UŶteƌstützuŶg ďeiŵ UŵgaŶg ŵit „sĐhǁieƌigeŶ͞ SĐhüleƌ_innen leisten. Aus der Perspektive der Jugendhilfe bzw. der sozialen Arďeit ǁiƌd die Gefahƌ eiŶeƌ „IŶ-
dieŶstŶahŵe͞ ;vgl. Holtappels 2008, S. 499) durch die Schule gesehen. Kritisch wird angemerkt, 
dass „pƌoďleŵ- uŶd deǀiaŶzföƌdeƌŶde StƌuktuƌeŶ deƌ SĐhule͞ ;eďd.Ϳ uŶǀeƌäŶdeƌt ďleiďeŶ uŶd 
duƌĐh eiŶeŶ eiŶzelfalloƌieŶtieƌteŶ AƌďeitsaŶsatz ;sĐheiŶďaƌͿ koŵpeŶsieƌt ǁeƌdeŶ: „EiŶe iŶtegƌa-tive Organisationsform von Schulsozialarbeit im Sinne einer Verschmelzung schul- und sozialpä-dagogischer Elemente scheint in der Praxis der bundesdeutschen Schullandschaft kaum zu be-stehen, sondern es zeigt sich fast ausschließlich ein additiver bzw. kooperativer Arbeitsverbund, oft der Schule nachgeordŶet.͞ ;eďd., S. 500).  Umgekehrt schließlich lassen sich aus der Arbeitsmarktpolitik (und vor allem aus der Wirtschaft) 
„Appelle͞ an die Schule konstatieren. Sie möge bitte ausbildungsreife Jugendliche mit guter All-gemeinbildung, zielgerichteter Berufsorientierung und angemessenem Sozialverhalten liefern. Die Konstellation der „TƌaŶsitioŶ͞ bietet einen Anreiz, „Appelle͞ an die zeitlich vorgelagerten Akteure zu richten und von diesen Leistungen zur Vorbereitung eines Übergangs zu fordern. Die Annahme ist naheliegend, dass derartige „Appelle͞ Abwehrreaktionen hervorrufen können, weil sie als „IŶdieŶstŶahŵe͞ und als ein VeƌsuĐh deƌ „feiŶdliĐheŶ ÜďeƌŶahŵe͞ eŵpfuŶdeŶ werden. 
„Appelle͞ dürften demnach nicht immer erfolgreich sein. In Nordrhein-Westfalen wurde mit dem Programm KAoA (vgl. 3.2) auf Landesebene eine Struk-tur geschaffen, die über den „Appell͞ an die Schulen hinausgeht und einen „Eingriff͞ der Arbeits-marktpolitik in das Schulsystem darstellt. Das Programm KAoA enthält Anforderungen an Schu-len, die sich – ebenfalls im Kontext der Vorbereitung von Übergängen in einer Konstellation der 
„TƌaŶsitioŶ͞ – aus der Logik der Arbeitsmarktpolitik ergeben: Ziel ist eine möglichst nahtlose Einmündung der Schüler_innen in Ausbildung und Arbeitsmarkt, wobei der dualen Ausbildung angesichts des in zunehmendem Maße konstatierten Nachwuchsmangels eine besondere Be-deutung beigemessen wird. Die Schulen müssen dabei bspw. die Teilnahme ihrer Schüler_innen an Potenzialanalysen, Berufsfelderkundungen und Praktika organisieren. Dass die Schulen sich diesem „Eingriff͞ nicht entziehen können, hängt damit zusammen, dass er auf Landesebene durch das Zusammenwirken von Arbeits- und Schulministerium von Letzterem aufgriffen und in schulrechtliche Regelungen überführt wurde. Auf Landesebene hat somit eine „positive Koordi-nation͞ (vgl. 4.4) zwischen den beiden Feldern stattgefunden, die den „Eingriff͞ auf der Umset-zungsebene legitimiert und auf hierarchischem Wege durchsetzbar macht. 
„Eingriffe͞ in andere Politikfelder können sich des Weiteren aus komplexen Regelungen in den Sozialgesetzbüchern ergeben. Im SGB II wurde mit der Definition von Eingliederungsleistungen 
Kooperation von Akteuren vorbeugender Sozialpolitik Eine Analyse am Beispiel der Berufsorientierung jugendlicher Flüchtlinge  
34 
 
der Tatsache Rechnung getragen, dass eine erfolgreiche Integration in den Arbeitsmarkt nur dann möglich ist, wenn die persönliche Situation der Betroffenen berücksichtigt wird und sie 
ggf. eiŶe eŶtspƌeĐheŶde UŶteƌstützuŶg eƌhalteŶ. Daheƌ sieht § ϭϲa SGB II Nƌ. ϭ zuƌ „Veƌǁiƌkli-chung einer ganzheitlichen und umfassenden Betreuung und Unterstützung bei der Eingliede-
ƌuŶg iŶ Aƌďeit͞ LeistuŶgeŶ ďspǁ. zuƌ psǇĐhosozialeŶ BetƌeuuŶg odeƌ zuƌ KiŶdeƌďetƌeuuŶg ǀoƌ. Dass diese Eingliederungsleistungen in das SGB II einbezogen wurden, legt ihre Gewährung in die Verantwortung des Jobcenters. Die Jobcenter sollen damit in die Lage versetzt werden, eine 
LeistuŶg „aus eiŶeƌ HaŶd͞ zu oƌgaŶisieƌeŶ. Dies ďedeutet alleƌdiŶgs ŶiĐht, dass das JoďĐeŶteƌ diese Leistungen selbst erbringen muss. Wie der Titel des § 16a SGB II – „KoŵŵuŶale EiŶgliede-ruŶgsleistuŶgeŶ͞ – deutlich macht, ist der Träger der Leistungen die Kommune. Letztlich hat also das Jobcenter über die Gewährung einer Leistung zu entscheiden, die von der Kommune finan-ziert und in der Regel auch organisiert werden muss – bspw. von der Jugendhilfe, wenn es um die psychosoziale Betreuung von Jugendlichen geht. Hier handelt es sich somit um einen Eingriff in das Politikfeld Jugendhilfe. Analysen am Beispiel der Kinderbetreuung haben gezeigt, dass die Vorschriften auf lokaler Ebene oft nicht oder kaum genutzt werden (vgl. Köhling/Stöbe-Blossey 2013). Die Möglichkeit, „Eingriffe͞ in ein anderes Feld so durchzusetzen, dass sie in der Imple-mentation aufgegriffen werden, ist somit offenkundig begrenzt; eine Verankerung im interve-nierenden Feld (also in diesem Falle im SGB II), reicht nicht aus, so lange es nicht, wie bei KAoA, eine Regelung in dem Feld gibt, in das interveniert wird. Die mangelnde Reichweite des § 16a SGB II zeigt sich auch bei der Betreuung von jugendlichen Flüchtlingen. Obwohl von unterschied-lichen Akteuren immer wieder auf das Problem der Traumatisierung hingewiesen wird, wurde in den Interviews im Rahmen der KAS-Studie kein Fall vorgefunden, in dem der § 16a SGB II genutzt worden wäre, um den Jugendlichen psychosoziale Unterstützung zugänglich zu machen.  Mit der Förderung von Bildung wird den Kommunalen Integrationszentren die Aufgabe zuge-schrieben, in bildungspolitische Politikfelder zu intervenieren – im Übrigen nicht nur in das Feld der Schule, sondern auch in die Elementarbildung, die in der Jugendhilfe verankert ist. Darüber hinaus ist mit der Verankerung von Integration als Querschnittsaufgabe auch eine Intervention in vielfältige andere Politikfelder vorgesehen (vgl. 3.2). Eingriffe sind damit aber nicht verbun-den; vielmehr müssen sich die Kommunalen Integrationszentren bemühen, bei den anderen Akteuren Akzeptanz für ihre Ziele zu schaffen („Wiƌ siŶd keiŶe ǁeisuŶgsďefugte, üďeƌgeoƌdŶete Instanz.“; KI). Vor diesem Hintergrund entwickeln sie zahlreiche Beratungs- und Unterstützungs-angebote und wenden sich oft im Wege des Appells an andere Akteure, damit diese die Ange-bote nutzen („Wiƌ haďeŶ so ǀiele FoƌtďilduŶgsaŶgeďote zuƌ iŶteƌkultuƌelleŶ UŶteƌƌiĐhtseŶtǁiĐk-lung, die SĐhuleŶ ŵüssteŶ das ŶoĐh ǀiel iŶteŶsiǀeƌ ŶutzeŶ!“ ; KI). Die Integrationspolitik hat letztlich keine Chance, eiŶeŶ „EiŶgƌiff͞ iŶ das Schulsystem zu realisie-ren. Das lässt sich am Beispiel der (mangelnden) schulischen Förderung der über 18-jährigen Geflüchteten zeigen: Eine Ausdehnung der Schulpflicht wurde zwar aus integrationspolitischer Perspektive vielfach gefordert und im Koalitionsvertrag der neuen Landesregierung von 2017 auch vorgesehen, aber bislang nicht realisiert. Auch die Verfahren für die Anerkennung von 
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Schulabschlüssen aus dem Herkunftsland werden von einigen Befragten als problematisch be-trachtet; die Wege der Anerkennung seien insbesondere bei mittleren Schulabschlüssen lang-wierig und die angelegten Kriterien eng, so dass der Bildungsweg von Jugendlichen, die durch die Flucht ihre Schullaufbahn unterbrechen mussten, gebremst werde. Auch hier stößt der in-tegrationspolitische Anspruch auf Grenzen der Regulierung im Schulsystem. Dies sei, so einige Befragte, insbesondere für Jugendliche mit höherem Bildungsanspruch problematisch. Des Weiteren hängen die Möglichkeiten der Zuweisung von Jugendlichen in Internationale För-derklassen (IFK) stark von der lokalen Landschaft der Berufskollegs ab. Eine im Sinne der Berufs-orientierung wünschenswerte kompetenzorientierte Zuweisung ist nur möglich, wenn vor Ort Berufskollegs mit unterschiedlichen Schwerpunkten (bspw. Technik, Wirtschaft, Gesundheit/So-ziales) vorhanden sind; eine strategische Schulentwicklungsplanung für Berufskollegs mit dem Ziel eines breiten Angebots ist jedoch in vielen Kommunen nicht erfolgt. Die Realisierung integ-rationspolitischer Zielsetzungen wird also stark von der örtlichen Schullandschaft beeinflusst, deren Gestaltung dem „Eingriff͞ von integrationspolitischen Akteuren jedoch weitgehend ent-zogen ist. Das nordrhein-westfälische Konzept der IFK stößt bei vielen Akteuren auf Kritik. Der Erwerb des Hauptschulabschlusses in zwei Jahren sei oft schwierig und die anschließende Integration in Bil-dungsprogramme für benachteiligte Jugendliche biete ein wenig motivierendes Umfeld („Da leƌ-
ŶeŶ die ŶiĐht ŵehƌ ǀiel SpƌaĐhe!“; BK). Die Anerkennung mitgebrachter mittlerer Schulab-schlüsse sei sehr schwierig, und individuelle Feststellungsprüfungen für einen mittleren Schul-abschluss am Ende der IFK seien zwar möglich, aber für Schulen sehr aufwändig ;„UŶd daŶŶ hatten wir das alles organisiert, und am Tag der Feststellungsprüfung kam dann nach acht Mo-
ŶateŶ eŶdliĐh die AŶeƌkeŶŶuŶg des ŵitgeďƌaĐhteŶ AďsĐhlusses.“; BK). Ein direkter Weg zum Abi-tur ist für über 16-Jährige auch dann nicht vorgesehen, wenn sie die notwendige Sprachkompe-tenz haben, da ihnen der mittlere Schulabschluss mit Qualifikationsvermerk als Zugangsvoraus-setzung für die gymnasiale Oberstufe fehlt. Der Weg über die aufeinander aufbauenden Bil-dungsgänge am Berufskolleg ist zwar möglich, aber langwierig. Kommunale Integrationszentren und Berufskollegs versuchen bei Schüler_innen mit hoher Bildungsaspiration in manchen Fällen, individuelle Lösungen zu finden, um den Weg abzukürzen („Wiƌ ŵaĐheŶ eiŶe pƌogŶostische Ver-
setzuŶg.“; BK). Lösungen für Probleme, die sich aus Regelungen innerhalb des Schulsystems er-geben, werden somit eher systemintern als durch „Intervention͞ gefunden. Kritisiert wird auch die Definition der IFK als einjähriges Programm; die Wiederholung sei eher die Regel als die Ausnahme, was pädagogisch nicht sinnvoll sei. An vielen Schulen wurden daher aufeinander aufbauende interne Curricula für das erste und zweite Jahr entwickelt. Darüber hin-aus sei im Konzept keine Differenzierung vorgesehen, die den extrem heterogenen Vorausset-zungen der Jugendlichen bei Sprache und – lateinischer – Alphabetisierung gerecht würde. Die Berufskollegs reagieren auf diese Situation mit einer oft intensiven konzeptionellen Entwick-lungsarbeit vor Ort; angestrebt werden in vielen Fällen sowohl eine Individualisierung im Unter-richt und als auch eine am Sprachstand orientierte Differenzierung bei der Klassenbildung. Die 
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Kommunalen Integrationszentren übernehmen dabei in einigen Kommunen eine unterstüt-zende Funktion, indem sie zum Beispiel Fortbildungen und Konzepte anbieten und die Zusam-menarbeit zwischen den Berufskollegs koordinieren. Nachdem im Schuljahr 2015/16 besonders viele geflüchtete Jugendliche an den Berufskollegs aufgenommen worden waren, trat im Laufe der Zeit immer stärker der Übergang aus der Erst-förderung in der IFK in das Regelsystem in den Vordergrund. Nach zwei Jahren Erstförderung in der IFK sei in den meisten Fällen eine weiteƌe SpƌaĐhföƌdeƌuŶg eƌfoƌdeƌliĐh, diese sei „aber im Schulsystem ŶiĐht ǀoƌgeseheŶ“ (BK). „Wiƌ oƌgaŶisieƌeŶ das tƌotzdeŵ!“ (BK), fasst eine Lehrkraft die Bemühungen zusammen. Allerdings fehlen dafür sowohl Ressourcen als auch Konzepte. Ins-besondere, so eine andere Lehrkraft, sei es schwierig, Jugendlichen, die sich bemühen müssten, dem Programm eines Regelbildungsganges zu folgen, noch zusätzliche Stunden für die Sprach-förderung am späten Nachmittag oder am Samstag anzubieten. Man würde viele Möglichkeiten erproben, so eine dritte Lehrkraft, aber „irgendwie fehlt da […] so ein komplettes System eigent-lich, wo alle ehemaligen Seiteneinsteiger die Chance haben, sich halt so zu verbessern, dass sie 
deŵ UŶteƌƌiĐht folgeŶ köŶŶeŶ“ (BK). Die angesprochenen Probleme zeigen, dass die Regelungen zur Integration von jugendlichen Flüchtlingen in das Bildungssystem innerhalb der Logik des Politikfeldes Schule gestaltet werden und die Interventionsmöglichkeiten der Integrationspolitik begrenzt sind. Lösungen für Prob-leme werden vor Ort an den Berufskollegs ebenfalls innerhalb des Schulsystems gesucht, wobei bei den Interviewpartner_innen oft ein sehr hohes Engagement für die Umsetzung integrations-politischer Ziele vorzufinden war. Die Problembearbeitung – vor dem Hintergrund schwieriger Rahmenbedingungen – erfolgt also vor allem auf der operativen Ebene, also innerhalb der Be-rufskollegs und in direktem Kontakt mit den Jugendlichen. Die Identifikation mit der integrati-onspolitischen Zielsetzung bei vielen Beteiligten auf der operativen Ebene bildet eine Grundlage dafür, dass Kommunale Integrationszentren über Beratungs- und Unterstützungsangebote zu der Verankerung von Integration als Querschnittsaufgabe im Schulsystem beitragen können, ob-wohl sie keine Möglichkeit des „Eingriffs͞ haben.   Mechanismen der Intervention können also nur begrenzt zur Entwicklung von gemeinsamen Lö-sungen beitragen, und sie können in manchen Fällen eher zu Konflikten als zu Kooperation füh-ren. Eine „Verschiebung͞ ist generell problematisch, weil damit immer das Risiko von Förderlü-cken verbunden ist. Akteure, die versuchen, die Zuständigkeit für ein Problem in ein anderes Feld zu verschieben, haben in der Regel keinen Einfluss darauf, ob die Aufgabe in dem anderen Feld aufgegriffen wird. Appelle können vor allem dann zum Erfolg führen, wenn bei den Emp-fänger_innen eine grundsätzliche Bereitschaft dafür besteht, die Anforderungen anzunehmen. Diese Bereitschaft kann – bspw. durch Unterstützungsangebote oder den Aufbau von Wissen zu einem Thema – gefördert werden, und eine generelle öffentliche Aufmerksamkeit für ein Prob-lem erhöht die Wahrscheinlichkeit, dass Appelle gehört werden. Für „Eingriffe͞ in ein anderes Politikfeld fehlen den Akteuren auf der lokalen Ebene in der Regel die hierarchischen Möglich-
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keiten, es sei denn, diese Möglichkeiten wurden durch Gesetze und Programme geschaffen. Da-bei reicht es nicht aus, wenn diese Regelungen innerhalb des intervenierenden Feldes definiert werden (wie im Falle des § 16a SGB II). Dass Akteure sich den Anforderungen nicht entziehen können, kann nur durch eine Regelung in dem Feld, in das interveniert werden soll, erreicht werden (wie im Falle von KAoA). In durch „DiffusioŶ͞ gekennzeichneten Konstellationen wie der Integrationspolitik haben Mechanismen der Intervention demnach nur eine begrenzte Reich-weite. Die Erfüllung des Querschnittsauftrags erfordert vielmehr die Anwendung der Mechanis-men von „Austausch und LeƌŶeŶ͞, um eine Basis von Wissen und Vertrauen aufzubauen, auf deren Grundlage „Appelle͞ eher akzeptiert werden.   4.3 Negative Koordination  
UŶteƌ „Ŷegatiǀeƌ KooƌdiŶatioŶ͞ ǁiƌd bei Scharpf und Bönker zunächst die Berücksichtigung von Restriktionen und – tatsächlichen oder antizipierten – Einwänden aus anderen Politikfeldern verstanden. Dabei kann es sich um die Anpassung an Anforderungen oder Restriktionen aus ei-nem anderen Feld ebenso handeln wie um die Akzeptanz von Grenzen des eigenen Agierens im Hinblick auf die Zuständigkeiten und Interessen anderer Felder. Kommunikation ist für negative 
KooƌdiŶatioŶ ŶiĐht zǁaŶgsläufig eƌfoƌdeƌliĐh: „Die IŶitiatiǀe zuƌ PƌoďleŵǀeƌaƌďeituŶg geht je-weils von einer spezialisierten Einheit aus und bleibt inhaltlich auf deren Aufmerksamkeitsbe-reich und Aktionsƌauŵ ďesĐhƌäŶkt.͞ ;SĐhaƌpf ϭϵϳϯ, S. 87) In Gesetzen werden an einigen Stellen Zuständigkeiten der einzelnen Institutionen für bestimmte Leistungen in dem Sinne definiert, dass festgelegt wird, welche der potenziell beteiligten Institutionen vorrangig tätig werden soll und welche Grenzen aus dem Kompetenzbereich anderer Institutionen beachtet werden müs-sen. Dies ist vor allem in „IŶteƌfeƌeŶz͞-Konstellationen von Bedeutung, um Konflikte zu vermei-den. Problematisch daran ist allerdings, dass Regelungen zur negativen Koordination zwar im Einzelfall Entlastung bei potenziellen Konflikten bieten, aber gleichzeitig dazu führen können, dass die Akteure Konflikten ausweichen, statt sie zu thematisieren und mit dem Ziel einer ge-meinsamen Lösung zu bearbeiten.  Wenn bspw. bei der Arbeitsvermittlung geflüchteten Jugendlichen mit ungesichertem Aufent-haltsstatus keine Ausbildungsangebote unterbreitet werden, obwohl dies aus arbeitsmarktpoli-tischer Sicht sinnvoll wäre, werden damit Restriktionen beachtet, die sich aus dem Aufenthalts-recht ergeben. Die diesen Regelungen zugrundeliegenden Interessen werden berücksichtigt und somit die Tätigkeit der Arbeitsvermittlung der Logik aus dem anderen Politikfeld angepasst. Die-ser Mechanismus – der, wie das Beispiel zeigt, auch bedeuten kann, dass Handlungen unterlas-sen werden – wird im Folgenden als „AŶpassuŶg͞ ďezeiĐhŶet. Darüber hinaus ist es durchaus möglich, dass die eigenen Handlungsressourcen unter Beachtung der Zuständigkeiten eines an-
deƌeŶ Feldes ŵaǆiŵal ausgesĐhöpft ǁeƌdeŶ, uŵ die eigeŶeŶ Ziele zu eƌƌeiĐheŶ. Die „AďgƌeŶ-
zuŶg͞ – also das Handeln innerhalb des eigenen Aufmerksamkeitsbereichs und Aktionsraums auf der Grundlage der eigenen Logik und ohne Kommunikation mit Akteuren aus anderen Be-reichen – ist somit als eine weitere Form der negativen Koordination zu verstehen. 
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Die Mechanismen der „Abgrenzung͞ und der „Anpassung͞ stehen oft in einer Wechselwirkung zueinander: Wenn ein Akteur die Möglichkeit hat, im Wege der „Abgrenzung͞ zu handeln, ohne mit dem anderen zu kommunizieren, steht dem anderen Akteur oft nur der Mechanismus der 
„Anpassung͞ zur Verfügung. So findet sich im SGB II eine Regelung, die die Handlungsspielräume der Jugendsozialarbeit faktisch begrenzt (vgl. bspw. Kooperationsverbund Jugendsozialarbeit 
ϮϬϭϬͿ. NaĐh § ϯ II SGB II hat das JoďĐeŶteƌ die Aufgaďe, „eƌǁeƌďsfähige LeistuŶgsďeƌeĐhtigte, 
die das Ϯϱ. LeďeŶsjahƌ ŶoĐh ŶiĐht ǀolleŶdet haďeŶ, ;…Ϳ uŶǀeƌzügliĐh ŶaĐh AŶtƌagstelluŶg auf Leistungen nach diesem Buch in eine AusďilduŶg odeƌ Aƌďeit zu ǀeƌŵittelŶ͞, uŶd dieseƌ Veƌŵitt-lung wird Vorrang vor Angeboten der Jugendhilfe eingeräumt (§ 10 III SGB VIII). Damit wird ein Mechanismus der negativen Koordination installiert: Die Jugendhilfe wird quasi verpflichtet, den Einwand der Arbeitsverwaltung im Hinblick auf die Vermittlung zu antizipieren, die Vermitt-lungsbemühungen als Restriktion der eigenen Handlungsoptionen zu betrachten und eine ent-sprechende „Anpassung͞ vorzunehmen. Für die Akteure im Bereich des SGB II ergibt sich umge-kehrt ein Anreiz zur Abgrenzung, denn sie sind nicht verpflichtet, den Belangen der Jugendhilfe Rechnung zu tragen. Verstärkt wird dieses Ungleichgewicht dadurch, dass nach dem SGB VIII 
juŶgeŶ MeŶsĐheŶ ďei Bedaƌf „sozialpädagogisĐhe HilfeŶ aŶgeďoteŶ werden, die ihre schulische 
uŶd ďeƌufliĐhe AusďilduŶg, EiŶgliedeƌuŶg iŶ die Aƌďeitsǁelt uŶd ihƌe soziale IŶtegƌatioŶ föƌdeƌŶ͞ 
;§ ϭϯ I SGB VIIIͿ, uŶd dass diese AŶgeďote aďgestiŵŵt ǁeƌdeŶ solleŶ „ŵit deŶ MaßŶahŵeŶ deƌ Schulverwaltung, der Bundesagentur für Arbeit, der Träger betrieblicher und außerbetrieblicher 
AusďilduŶg soǁie deƌ Tƌägeƌ ǀoŶ BesĐhäftiguŶgsaŶgeďoteŶ͞ ;§ ϭϯ IV SGB VIIIͿ. AŶdeƌs als das Jobcenter im SGB II wird also das Jugendamt im SGB VIII zu einer Kommunikation mit dem an-deren Akteur aufgefordert.  Die erwähnten Kontroversen über die Einrichtung von Jugendberufsagenturen (vgl. 3.2) haben hier ihre Grundlage. Tatsächlich wird in der Praxis aus der Sicht der Jugendhilfe häufig kritisch darauf hingewiesen, dass auf diese Weise die pädagogischen Handlungsmöglichkeiten der Ju-gendsozialarbeit eingeschränkt seien und die Jugendhilfe als untergeordnet betrachtet werde (vgl. bspw. Kooperationsverbund Jugendsozialarbeit 2010). Insofern stehen Akteure aus der Ju-gendhilfe den Jobcentern oft eher skeptisch gegenüber und vermeiden die Kooperation. Die Be-deutung von unterschiedlichen Leitbildern wird hier sehr deutlich. Die durch unterschiedliche Leitbilder bedingten Konflikte zwischen Jugendhilfe und Arbeitsverwaltung werden durch Me-chanismen negativer Koordination nicht gelöst. Hier zeigt sich, dass „negative Koordination͞ bei Problemen, die durch eine „IŶteƌfeƌeŶz͞-Konstellation gekennzeichnet sind, zwar der Konflikt-vermeidung im Einzelfall dient, aber dem Aufbau von Kooperation potenziell im Wege steht.  In den Interviews im Rahmen der KAS-Studie zeigt sich, dass auch bei der Berufsorientierung für jugendliche Flüchtlinge Mechanismen negativer Koordination zur Anwendung kommen. So be-richtet ein Mitarbeiter eines Jobcenters, dass man großen Wert auf eine frühzeitige Berufsori-entierung der jugendlichen Flüchtlinge lege, sobald sie durch das Fallmanagement des SGB II betreut werden. Diese Zielsetzung werde trotz teilweise anderslautender Auffassungen aus der 
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Jugendhilfe umgesetzt: „Da gaď es iŶ EiŶzelfälleŶ durchaus Streitpunkte im Sinne, nein, der ein-zelne Jugendliche ist noch nicht so weit, das ist eine Überforderung, ihn jetzt schon zu konfron-
tieƌeŶ ŵit ďeƌufliĐheŶ TheŵeŶ, ǁo ǁiƌ daŶŶ sageŶ: ŶeiŶ, das ist ǁiĐhtig.“  (JC) Auch wenn es darum geht, weitere Schritte für den Bildungs- und Berufsweg zu planen, gibt es bei unterschiedlichen Akteuren die Wahrnehmung, dass andere Akteure die an ihren jeweiligen Zielsetzungen orientierten Handlungsmöglichkeiten nutzen. So kritisiert ein Mitarbeiter eines Jobcenters in einer ländlichen Kommune, in der es deutlich mehr Ausbildungsplätze als Bewer-bungen gibt, dass die Berufsberatung auf eine zu schnelle Vermittlung in Ausbildung hinwirken würde, womit ein Teil der Jugendlichen überfordert und ein erfolgreicher Ausbildungsabschluss gefährdet sei: „Es hat auĐh keiŶeŶ ZǁeĐk, die zu fƌüh iŶ AusďilduŶg zu ďƌiŶgeŶ, das geht daŶŶ 
sĐhief!“ (JC) Eine Berufsberaterin in einer anderen Kommune vertritt die Meinung, dass viele Jugendliche durchaus in eine duale Ausbildung vermittelt werden könnten, aber stattdessen im Berufskolleg dahingehend beraten werden, dort einen weiteren Bildungsgang zu belegen: „Die 
Beƌufskollegs ďehalteŶ ǀiel zu ǀiele iŶ ihƌeŶ BilduŶgsgäŶgeŶ.“ (AA)  Eine Lehrkraft aus einem Berufskolleg verweist hingegen darauf, dass Berufsberatung und Job-center bei der Beratung der Jugendlichen die Chancen der Weiterqualifizierung am Berufskolleg nicht hinreichend berücksichtigen und stattdessen dazu tendieren, die Plätze in den Maßnah-men der Arbeitsförderung auszuschöpfen: „Die AƌďeitsǀeƌǁaltuŶg sĐhiĐkt die JugeŶdliĐheŶ lie-
ďeƌ iŶ ihƌe eigeŶeŶ MaßŶahŵeŶ als zu uŶs!“ (BK) Diese Maßnahmen, so die Mitarbeiterin eines Jugendamtes in einer anderen Kommune, seien aufgrund der zentralen Planung nicht immer optimal auf den Bedarf abgestimmt: „Die AgeŶtuƌŵaßŶahŵeŶ ǁeƌdeŶ halt eheƌ iŶ NüƌŶďeƌg zentral für ganz Deutschland konzipiert und gehen dann schon mal ein bisschen am [Stadt] Be-
daƌf ǀoƌďei.“ (JA) Auch innerhalb der Arbeitsverwaltung wird diese Problematik angesprochen. Innerhalb der Handlungslogik von Jobcenter und Arbeitsagentur gehe es in der Tat manchmal darum, Maßnahmen, die ausgeschrieben und eingekauft wurden, auch zu füllen; eine einzelfall-bezogene Koordination mit anderen Akteuren im Hinblick auf die Frage, was die beste Lösung für die einzelnen Jugendlichen wäre, würde dieser Logik widersprechen, so dass der Mechanis-mus der Abgrenzung zur Anwendung kommt. Die meisten Interviewpartner_innen aus der Ar-beitsverwaltung betonen allerdings, dass sie sich in ihrem Arbeitsbereich um eine Passgenauig-keit der Angebote für die einzelnen Jugendlichen bemühen – weil dies im Hinblick auf das Ziel der Förderung eines dem Potenzial entsprechenden Bildungs- und Berufsweg sowohl arbeits-markt- als auch integrationspolitisch sinnvoll ist.    In Einzelfällen wird auch von Konflikten über die Frage berichtet, ob ein weiterführender Schul-abschluss angestrebt werden soll oder die kurzfristige Integration in Arbeit im Vordergrund ste-hen steht: „DaŶŶ haďeŶ eďeŶ JoďĐeŶteƌ uŶd BAMF geaŶtǁoƌtet: Aƌďeit geht ǀoƌ.“ (JA), berichtet die Mitarbeiterin eines Jugendamtes. Ein ähnliches Problem wird auch von einer Lehrkraft in einem Berufskolleg geschildert: „Als sie 18 ǁaƌ, hat das JoďĐeŶteƌ ihƌ gesagt, dass sie auĐh ǁo-anders zum Sprachkurs gehen kann. Wir haben gesagt, nein, mach hier Deinen Schulabschluss. 
UŶd daŶŶ ǁaƌ sie ǁeg.“ (BK) Die verschiedenen Beispiele zeigen, dass die beteiligten Akteure in 
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manchen Fällen im Rahmen ihrer jeweiligen Logik ihre Handlungsressourcen ausschöpfen, ohne sich mit den Zielsetzungen aus anderen Politikfeldern auseinanderzusetzen. Ob die Anwendung dieser Mechanismen „negativer Koordination͞ zu angemessenen Lösungen für die betroffenen Jugendlichen führt, kann letztlich nur im Einzelfall beurteilt werden. Die Wahrscheinlichkeit, dass eine Abwägung der Belange aus unterschiedlichen Politikfeldern zu besseren Ergebnissen führen kann, ist allerdings hoch.  Wenn auch die Zuständigkeitsregelungen innerhalb der verschiedenen Politikfelder vielfältige Anreize für „negative Koordination͞ enthalten, so lässt sich in der lokalen Praxis beobachten, dass viele Akteure dennoch im Sinne der Förderung der Jugendlichen anders agieren und die Zielsetzungen und Ressourcen anderer Felder sehr wohl berücksichtigen. Ein Mitarbeiter eines Jugendamtes fasst seine Erfahrungen folgendermaßen zusammen: „Bisheƌ haďeŶ ǁiƌ da auĐh immer eine Einigung gefunden mit Agentur für Arbeit und Jobcenter, also ich kenne jetzt keinen von unseren Flüchtlingen, die gesagt haben, ich bin da in was hineingeraten, was ich irgendwie 
gaƌ ŶiĐht ǁollte.“ (JA) Die meisten Befragten aus der Arbeitsverwaltung, vor allem aus den Jobcentern, weisen explizit auf die Bedeutung sowohl von Schul- als auch von Berufsabschlüssen hin; ohne einen „ŵaƌkt-gängigeŶ SĐhulaďsĐhluss“ (JC), betont eine Mitarbeiterin eines Jobcenters, sei eine nachhaltige Integration in den Arbeitsmarkt nicht möglich, und ein Mitarbeiter eines anderen Jobcenters betont: „Wiƌ föƌdeƌŶ das iŵŵeƌ!“ (JC) In vielen Äußerungen der Interviewpartner_innen zeigen sich eine positive Bewertung der Ko-operation und eine hohe Wertschätzung für die Arbeit der Akteure aus anderen Feldern: Bei unbegleiteten Minderjährigen sei es, so eine Lehrerin eines Berufskollegs, „hilfreich, wenn Ju-
geŶdhilfe ŵitkoŵŵt“, denn dann habe man „AŶspƌeĐhpaƌtŶeƌ, die siĐh auskeŶŶeŶ“ (BK), ein an-derer Lehrer lobt die Zusammenarbeit mit der Arbeitsverwaltung: „Das ist gut, ǁeŶŶ die Aƌďeits-
ǀeƌǁaltuŶg ďei uŶs iŵ Haus ďeƌät.“ (BK) Befragte aus der Arbeitsverwaltung heben die Unter-stützung durch die Jugendhilfe hervor: „IĐh ďiŶ halt ŶatüƌliĐh fƌoh, dass die da ŶiĐht Ŷuƌ ǀoŶ ŵiƌ betreut werden, sondern auch von jemaŶdeŵ ǀoŵ JugeŶdaŵt.“ (IP) Diese Wertschätzung gilt nicht nur für das jeweilige örtliche Jugendamt, sondern ebenso für freie Träger: „Deƌ JugeŶd-migrationsdienst, die helfen bei so vielen Sachen, und da sind die Jugendlichen so gut aufgeho-ben. Mit denen arbeite iĐh iŵŵeƌ geƌŶ zusaŵŵeŶ.“ (IP) Die Zuständigkeitsregelungen in den einzelnen Politikfeldern führen dazu, dass die Anwendung von Mechanismen „negativer Koordination͞ manchmal der kurzfristig einfachere Weg zu sein scheint. An der Lebenslage der Adressat_innen orientierte Lösungen erfordern jedoch oft eine komplexere Vorgehensweise und die Zusammenführung von Handlungsressourcen aus unter-schiedlichen Feldern. Bei einer schwierigen Herausforderung, wie sie sich aus der Integration einer großen Zahl von jugendlichen Flüchtlingen in Bildungssystem und Arbeitsmarkt ergibt, wird besonders deutlich, dass Mechanismen der „negativen Koordination͞ für problemange-messene Lösungen nicht ausreichen, sondern vielmehr die Gefahr bergen, an den Bedarfen der 
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Zielgruppe vorbei zu gehen. Die Auswertung der Interviews im Rahmen der KAS-Studie verdeut-licht aber auch die Potenziale. Möglicherweise hat gerade der Problemdruck dazu beigetragen, dass auf lokaler Ebene vielfältige Formen der Kooperation entwickelt wurden. 4.4 Positive Koordination 
„Positiǀe KooƌdiŶatioŶ͞ ďezeiĐhŶet ein politikfeldübergreifendes Zusammenwirken bei der Ent-wicklung und Implementierung von Policy-Programmen über eine lokale Angebotsplanung bis hin zu einer engen Abstimmung auf der operativen Ebene bei der Bearbeitung von Einzelfällen: 
„Iŵ Idealfall sĐhließeŶ siĐh also die ǀoŶ eiŶeŵ Pƌoďleŵ ďetƌoffeŶeŶ Akteuƌe zusaŵŵeŶ, üďeƌ-prüfen den gesamten Möglichkeitsraum und treffen eine den Gesamtnutzen maximierende Ent-scheiduŶg.͞ ;Bönker 2008, S. 318) Scharpf (1973, S. 86) spricht als Ergebnis positiver Koordina-
tioŶ ǀoŶ eiŶeƌ „iŶtegƌieƌeŶdeŶ KoopeƌatioŶ͞. KoopeƌatioŶ ďeiŶhaltet soŵit eiŶe positiǀe Kooƌ-dination im Sinne der Verbindung von Lösungsbeiträgen. Scharpf verweist zum einen darauf, dass durch positive KoordinatioŶ „GesaŵtlösuŶgeŶ ŵögliĐh [ǁeƌdeŶ], die iŶ ihƌeŵ IŶŶoǀatioŶs-niveau und in ihrer Reichweite der realen Ausdehnung interdependenter Problemzusammen-
häŶge eŶtspƌeĐheŶ͞ ;eďd., S. 91), zum anderen betont er den damit verbundenen hohen An-spruch an Informationsverarbeitungskapazität und Konsensbildung (vgl. ebd., S. 90 ff.). Positive Koordination ist also anspruchsvoll. Sie kann über Mechanismen von „Austausch und Lernen͞ initiiert werden, geht aber darüber hinaus und beinhaltet eine konkrete Abstimmung, die auf der lokalen Ebene bei der Planung von Angeboten ebenso wie bei der Bearbeitung von Einzel-fällen relevant sein kann. Um diesen Mechanismus zu umschreiben, soll im Folgenden der Be-
gƌiff „VeƌkŶüpfuŶg͞ verwendet werden.  Eine „Verknüpfung͞ fordert beispielsweise das SGB VIII: Für die Angebotsplanung solleŶ „Ange-bote der Jugendsozialarbeit͞, ŵit deƌ juŶgeŶ MeŶsĐheŶ ďei Bedaƌf „sozialpädagogisĐhe HilfeŶ angeboten werden, die ihre schulische und berufliche Ausbildung, Eingliederung in die Arbeits-welt und ihre soziale IŶtegƌatioŶ föƌdeƌŶ͞ ;§ ϭϯ I SGB VIIIͿ, aďgestiŵŵt ǁeƌdeŶ „ŵit deŶ Maß-nahmen der Schulverwaltung, der Bundesagentur für Arbeit, der Träger betrieblicher und au-
ßeƌďetƌieďliĐheƌ AusďilduŶg soǁie deƌ Tƌägeƌ ǀoŶ BesĐhäftiguŶgsaŶgeďoteŶ͞ ;§ ϭϯ IV SGB VIIIͿ. Eine äquivalente Regelung für die Bearbeitung von Einzelfällen schreibt für längerfristig ange-legte Hilfen ein Hilfeplanverfahren (§ 36 SGB VIII) vor, bei dem das Jugendamt, soweit dabei Maßnahmen der beruflichen Eingliederung erforderlich sind, auch die dafür zuständigen Stellen beteiligen soll. Im SGB II (§ 15) ist für erwerbsfähige Leistungsempfänger_innen eine Eingliede-rungsvereinbarung vorgesehen, in der Leistungen zur Eingliederung in Arbeit, eigene Bemühun-gen sowie Anträge auf Leistungen Dritter festgelegt – und somit zu einem Gesamtpaket ver-knüpft – werden sollen.  Bei diesen Vorschriften geht es somit um eine „Verknüpfung͞ zwischen der Arbeit der Fachkräfte sowohl bei der Angebotsplanung als auch im Einzelfall. In der Praxis ist festzustellen, dass diese 
„Verknüpfung͞ mit zahlreichen Schwierigkeiten behaftet ist und teilweise ganz unterbleibt, so 
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dass stattdessen Mechanismen „negativer Koordination͞ angewendet werden. Diese Imple-mentationsdefizite sind zum einen dadurch zu erklären, dass die Vorgaben des SGB VIII für die Jugendhilfe schon allein deshalb im Vollzug konkretisierungsbedürftig sind, weil es ein Rahmen-gesetz ist, dessen Umsetzung in der Kommune gestaltet wird. Aber auch in der Arbeitsmarktpo-litik haben die lokalen Institutionen bei Entscheidungen, die nicht auf den Leistungsbezug, son-dern auf die Eingliederung gerichtet sind, einen hohen Ermessensspielraum. Zum anderen hän-gen die Implementationsdefizite mit der Heterogenität des Spektrums der beteiligten Akteure zusammen. Es bestehen Unsicherheiten im Hinblick auf den Datenschutz; die zuständigen An-sprechpartner_innen in den jeweils anderen Feldern sind oft ebenso wenig bekannt wie ihre Aufgaben; es gibt Vorbehalte gegenüber der professionellen Orientierung der anderen Beteilig-ten (vgl. Stöbe-Blossey 2011; Köhling et al. 2015, S. 34 ff.). Dass positive Koordination mit einem hohen Anspruch an Informationsverarbeitungskapazität und Konsensbildung verbunden ist (vgl. Scharpf 1973, S. 90 ff.), wird hier sehr deutlich – Wissen über die Aufgaben und Handlungsmög-lichkeiten der jeweils Anderen sowie ein wechselseitiges Vertrauen dürften somit Voraussetzun-gen für die Anwendung des Mechanismus der „Verknüpfung͞ darstellen. Um „Verknüpfung͞ zu ermöglichen, wurden und werden auf lokaler Ebene in verschiedenen Fel-dern teilweise gezielte Maßnahmen entwickelt. Dazu gehören zum einen gemeinsame Fortbil-dungen und wechselseitige Hospitationen zum Aufbau von Kontakten zwischen den beteiligten Fachkräften (vgl. Köhling et al. 2015, S. 54 ff.). Indem derartige Kooperationsforen eingerichtet werden, werden Mechanismen von „AustausĐh und Lernen͞ auf die operative Ebene übertragen und für den Aufbau von „Verknüpfung͞ genutzt. Zum anderen werden Instrumente zur Unter-stützung der organisatorischen Umsetzung der geforderten Verknüpfung entwickelt (Ablaufdia-gramme für bestimmte Fallkonstellationen, Verfahrensregelungen, Checklisten; vgl. Köhling/Stöbe-Blossey 2013, S. 16 ff.). Ziel dabei ist es, dass sich die unterschiedlichen mit einem Fall befassten Akteure nicht nur wechselseitig informieren, sondern gegebenenfalls ihre Maß-nahmen aufeinander abstimmen. Wenn beispielsweise das Jugendamt aufgrund von akuten Problemen Hilfen zur Erziehung einleitet, kann es sinnvoll sein, wenn das Jobcenter darüber in-formiert ist, um nicht zeitgleich einen Elternteil in eine Bildungsmaßnahme zu schicken, was zu dem Zeitpunkt wahrscheinlich wenig erfolgreich wäre. Hier zeigt sich, dass die „Informations-vermittlung͞ – also die aktive Weitergabe von Informationen an andere Beteiligte – eine Basis für „Verknüpfung͞ darstellt. Während der Begriff der „Verknüpfung͞ impliziert, dass zwei – oder mehrere – Akteure ihre Lö-sungsbeiträge simultan miteinander verbinden, ist gerade im Falle von Übergangssituationen, aber auch beim Vorliegen von speziellen Problemen eine sukzessive Form der „positiven Koor-dination͞ von Bedeutung. So können auf der Ebene der Angebotsplanung Angebote definiert werden, die gezielt an bestimmte vorherige Angebote anschließen und für Absolvent_innen zu-gänglich sind, oder es kann auf der Ebene der Fallbearbeitung eine gezielte Weiterleitung der Adressat_iŶŶeŶ aŶ deŶ „ŶäĐhsteŶ͞ zustäŶdigeŶ Akteuƌ eƌfolgeŶ, uŵ FöƌdeƌlüĐkeŶ uŶd deŶ Veƌ-lust von Wissen zu dem jeweiligen Fall zu vermeiden. Dieser Mechanismus wird im Folgenden 
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ŵit deŵ Begƌiff „ÜďeƌleituŶg͞ ďezeiĐhŶet. „Informationsbeschaffung͞, „Informationsvermitt-lung͞ und „Informationsaustausch͞ bilden Voraussetzungen, um im Wege der „Verknüpfung͞ oder „Überleitung͞ adressatenbezogene Gesamtlösungen erreichen zu können.  Die „Überleitung͞ spielt vor allem bei Konstellationen der „TƌaŶsitioŶ͞ eine entscheidende Rolle. Ein Grundgedanke von Präventionsketten besteht darin, durch eine Überleitung Brüche und Lü-cken in der Förderung zu vermeiden. So sollen Jugendberufsagenturen nicht nur die Verknüp-fung zwischen Jugendhilfe- und Arbeitsmarktakteuren stärken, sondern nicht zuletzt bei einem Wechsel der Adressat_innen zwischen den Rechtskreisen des SGB II und des SGB III die Kontinu-ität und die Übernahme des Falls durch die neuen Ansprechpartner_innen erleichtern. Im Un-terschied zur Verschiebung steht bei der „Überleitung͞ der Bedarf der Adressat_innen im Mit-
telpuŶkt, uŶd es giďt eiŶe KoŵŵuŶikatioŶ zǁisĐheŶ deŵ „aďgeďeŶdeŶ͞ uŶd deŵ „aufŶehŵeŶ-
deŶ͞ Feld, uŵ siĐheƌzustelleŶ, dass die Adƌessat_iŶŶeŶ auĐh ďei deƌ „aufŶehŵeŶdeŶ͞ Stelle aŶ-kommen. Eine Mitarbeiterin eines Jobcenters umschrieb dies im Interview mit dem Begriff der 
„ǁaƌŵeŶ Üďeƌgaďe“ (JC). Der Gestaltung von Übergängen wird im Kontext vorbeugender Sozialpolitik eine hohe Bedeu-tung zugemessen. Diese Perspektive schlägt sich auch im Erlass des Schulministeriums über die 
FöƌdeƌuŶg Ŷeu zugeǁaŶdeƌteƌ KiŶdeƌ uŶd JugeŶdliĐheƌ Ŷiedeƌ: „EiŶe ďesoŶdeƌe BedeutuŶg kommt den Übergängen von der Kindertageseinrichtung in die Schule, von der Grundschule zu einer weiterführenden Schule sowie von der Schule in eine Berufsausbildung oder ein Studium zu, damit Schülerinnen und Schüler ihre Bildungsbiographie möglichst bruchlos und erfolgreich 
foƌtsetzeŶ köŶŶeŶ.͞ ;MAS ϮϬϭϲa, ϭ.ϲͿ. EiŶe KoŶkƌetisieƌuŶg eŶthält deƌ Eƌlass jedoĐh ŶiĐht; die Entwicklung und Implementierung von Strategien zur Förderung dieses „ďƌuĐhloseŶ͚͞ bleibt den Kommunen überlassen. Über die Förderung der Mechanismen von „Austausch und Lernen͞ durch die Installierung von Vernetzungsinstitutionen und Kooperationsgremien (vgl. 3.2 / 4.1) wurden wichtige Vorausset-zungen für eine verstärkte Nutzung von Mechanismen positiver Koordination geschaffen. Des Weiteren zeigen die Interviews, dass sich vielfältige Formen der einzelfallbezogenen Kommuni-kation entwickelt haben – die Aussage, dass man in bestimmten Situationen „eiŶfaĐh gaŶz 
sĐhŶell“ bei dieser oder jener Person anruft, findet sich in unterschiedlichen Kontexten in meh-reren Interviews. Insbesondere die Lehrkräfte in den Berufskollegs, die als Mitarbeiter_innen der Regelinstitutionen in unmittelbarem Kontakt mit den Jugendlichen stehen, greifen häufig auf diese Möglichkeit zurück: „Die Lehƌeƌ, ǁeŶŶ iƌgeŶdǁas BesoŶdeƌes ist ŵit SĐhüleƌŶ, ǁiƌ ko-
opeƌieƌeŶ. Die ƌufeŶ uŶs aŶ.“ (JA), stellt ein Jugendamtsmitarbeiter fest. Umgekehrt hebt eine Lehrerin die Unterstützung durch das Kommunale Integrationszentrum hervor: „Das KI hat uŶs 
sehƌ uŶteƌstützt uŶd die Aƌďeit kooƌdiŶieƌt.“ (BK). Einige Lehrkräfte betonen die Bedeutung per-sönlicher Kontakte, um Jugendliche in Ausbildung zu vermitteln: „Deƌ ÜďeƌgaŶg klappt Ŷuƌ üďeƌ gute KoŶtakte.“ (BK). WüŶsĐheŶsǁeƌt, so eiŶe LehƌeƌiŶ, sei es, „Lotsen͞ füƌ ǀeƌsĐhiedeŶe Be-rufsfelder zu haben, die diese Kontakte vermitteln – vor allem auch im Hinblick auf Schwer-punkte, die am jeweiligen Berufskolleg selbst nicht vertreten sind. Als hilfreich (aber nicht bei 
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allen Berufskollegs vorhanden) erweisen sich dabei Kontakte zu den Kammern, wo es in vielen Fällen Ansprechpartner_innen gibt. Die „Verknüpfung͞ findet also in erster Linie auf der infor-mellen Ebene und bezogen auf die Arbeit in Einzelfällen statt. Dabei spielen persönliche Kon-takte und individuelles Engagement eine zentrale Rolle. In einigen Kommunen wird die Kooperation zwischen den Berufskollegs systematisch organi-siert. In einer Kommune wird bspw. von einem „ǀiƌtuelleŶ Beƌufskolleg“ (RBB) gesprochen, das dazu dient, Schüler_innen in die jeweils passenden Bildungsgänge zu vermitteln, auch wenn sie ursprünglich an einem anderen Berufskolleg die IFK besucht haben. In einer anderen Kommune wird diese „Überleitung͞ bilateral zwischen den einzelnen Berufskollegs geregelt. In einem Kreis wurde ein „IFK-Netzǁeƌk“ (RBB) installiert, um Erfahrungen auszutauschen und die Verknüpfung der Unterstützungsmöglichkeiten durch unterschiedliche Fachdienste zu erleichtern: 
„Und dort eine kreisweite Koordinierung einzurichten, wo dann das Wissen zusammenläuft […]. Wo man dann eben weiß, wohin in deinem Fall: Ich habe da meinetwegen eine, die ist 23 und die ist schwanger. Es gibt eine Schwangerenberatung, da kannst du auch Gelder beantragen, da kannst du hingehen, die haben einen Jugendmigrationsdienst. Da kann es gemeinsame Tref-fen geben, um wirklich auch mitzubekommen, was bewegt die Lehrer, was bewegt die StuBOs, die Paten? Damit die auch einen Ansprechpartner haben und auch dadurch, durch diese klaren AnspƌeĐhpaƌtŶeƌ, auĐh Lehƌeƌ zu eŶtlasteŶ.“ (RBB)  Von vielen für sinnvoll gehalten, aber nur in einzelnen Kommunen realisiert wird die Dokumen-tation von Übergängen. In einer Kommune führt das Kommunale Integrationszentrum anhand einer dafür erstellten Tabelle regelmäßig Abfragen bei den Schulen durch, um den Verlauf des Bildungsweges der einzelnen Kinder und Jugendlichen zu dokumentieren. In einem anderen Fall wertet das Kommunale Integrationszentrum die Übergänge der Jugendlichen nach dem Ab-schluss der IFK aus. Vereinzelt wird eine solche Dokumentation mit Verfahren der Überleitung verbunden. In einer Optionskommune, in der das Jobcenter eine kommunale Dienststelle ist, organisiert dieses die Dokumentation der Einzelfälle im Rahmen des kommunalen Integrations-managements und mit Unterstützung von an den Schulen tätigen Bildungsbegleiter_innen. Be-reits bei dem ersten Kontakt – bspw. bei der Ankunft in der Kommune – werden die Familien über das Verfahren informiert und unterzeichnen eine Schweigepflichtentbindung, die den „In-formationsaustausch͞ zwischen den beteiligten Akteuren ermöglicht. In einer weiteren Kom-mune werden zwar keine Bildungswege dokumentiert, jedoch die Schulsozialarbeit systema-tisch in die weitere Begleitung nach Verlassen der Schule eingebunden: 
„UŶd iŵ GƌuŶde ist es ja auĐh ǁiĐhtig, sozusageŶ iŶ dieseŵ Pƌozess ŵit dƌiŶ zu ďleiďeŶ. Wiƌ haben bei uns auch in den Verträgen zur Schulsozialarbeit mit verankert, dass wir die Jugendli-chen unabhängig davon, welchen Status sie haben, ein halbes Jahr nach Verlassen der Berufs-kollegs noch weiter begleiten. Um denen da noch was mit auf den Weg zu geben einfach. Das 
klappt glauďe iĐh, gaŶz gut.“ (AL) In vielen Kommunen gibt es Ansätze, die Schulen – insbesondere die Berufskollegs – bei der Gestaltung der Übergänge zu unterstützen. Dabei werden zum Beispiel Besuche von Mitarbei-ter_innen des Jobcenters oder des Integration Points organisiert:  
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„IĐh haďe jetzt ŵit Fƌau X. gespƌoĐheŶ; Fƌau X. ist iŵ JoďĐeŶteƌ füƌ die 18- bis 25-Jährigen zu-ständig. Ich habe sie gebeten, mit ans Berufskolleg zu kommen, um da einfach mal mit den 
LehƌeƌŶ zu ƌedeŶ, zu sageŶ: ‚Was haďt ihƌ deŶŶ hieƌ füƌ SĐhüleƌ? Was glauďt ihƌ, ǁas die ďƌau-
ĐheŶ?‘ UŶd daŶŶ siŶd die JoďĐeŶteƌ-Leute daďei uŶd sageŶ: ‚Okay, ǁiƌ könnten für die Gruppe das Angebot machen. Dann würde ich auch vielleicht noch Maßnahmen mitnehmen, Bildungs-
zeŶtƌuŵ des HaŶdels odeƌ ;aŶdeƌeͿ.‘ UŶd dass ŵaŶ eiŶfaĐh guĐkt: Weƌ ist da ŵit ǁelĐheŶ WüŶ-schen und mit welchen Möglichkeiten? Die werden alle unterschiedlich weit sein und es muss aber irgendwie weitergehen nach den Sommerferien. Und das wollen wir jetzt auf die Beine 
stelleŶ.“ (KI) In einer Kommune wird statt einer „KlasseŶkoŶfeƌeŶz“ eine „ÜďeƌgaŶgskoŶfeƌeŶz“ am Berufs-kolleg durchgeführt, bei der Schule, Jugendhilfe und Arbeitsverwaltung zusammenwirken. In ei-nem anderen Fall bestehen Hilfeplanforen an Schulen, in denen unter Beteiligung von Lehrkräf-ten, Schulsozialarbeit, Jugendamt und Jobcenter Maßnahmen zur Förderung im Einzelfall abge-stimmt werden. In einer anderen Kommune wurde von Seiten des Kreises als Träger der Berufs-kollegs ein Projekt initiiert, bei dem IFK-Schüler_innen an bestimmten Sprechtagen Beratung zur Berufsorientierung direkt in der Schule erhalten – „so eine vernetzte Beratung unter einem Dach͞ (KI), die durch Schulsozialarbeit, Lehrkräfte, Agentur für Arbeit, Jobcenter, Jugendhilfe und Ehrenamt (Patenschaftsmodelle) geleistet wird. Damit seien Schüler_innen nicht gezwun-gen, eine andere Institution aufzusuchen, denn es sei „ŶiĐht siĐher, ob sie, wenn sie bei uns bei 
deƌ Tüƌ ƌausgeheŶ, iŶ deƌ ŶäĐhsteŶ Tüƌ ǁiedeƌ aŶkoŵŵeŶ“ (KI). Hier geht es also um die „Ver-knüpfung͞ der Lösungsbeiträge unterschiedlicher Akteure für die Vorbereitung des Übergangs. Insgesamt zeigt die Analyse, dass die lokale Kooperation von entscheidender Bedeutung für die Realisierung der Zielsetzung von Integration durch Bildung ist. Die Anforderungen sind komplex; es gibt keine fertigen Konzepte, und die Entwicklung von „positiver Koordination͞ auf lokaler Ebene basiert im Idealfall auf gemeinsamem Lernen und dem Aufbau von Wissen und Vertrauen im Prozess. In allen Kommunen, in denen Interviews geführt wurden, hat sich die lokale Koope-ration im Zuge der Herausforderung, die neu zugewanderten Jugendlichen möglichst gut zu in-tegrieren, weiterentwickelt. Dabei spielen sowohl die Arbeit der Vernetzungsinstitutionen als auch das Engagement in den Regelinstitutionen und Fachdiensten eine wichtige Rolle – die Ver-netzungsinstitutionen können die Kommunikation moderieren und Unterstützung anbieten, die Regelinstitutionen und Fachdienste können diese Impulse aufgreifen und nutzen. In vielen Fäl-len ist die informelle Kooperation im Einzelfall von hoher Bedeutung; Verfahrensregelungen, die diese Kooperation nachhaltig verankern würden, finden sich seltener. Hier bestehen noch Ent-wicklungspotenziale, wobei vorhandene Erfahrungen genutzt werden sollten. 5 Lokale Kooperation: EntǁiĐklungspotenziale und Strate-
gien Lokale Kooperation – geƌade ďeiŵ Theŵa „BeƌufsoƌieŶtieƌuŶg͞ – ist nicht neu; dies zeigt sich sowohl an den entsprechenden Programmen als auch an dem kurzen Einblick in die lokale Praxis, der im letzten Kapitel dargestellt wurde. Angesichts der Herausforderung, Bildungschancen für 
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eine große Zahl zugewanderter Jugendlicher zu schaffen, hat sich die Kooperation in vielen Kom-munen weiterentwickelt. Es gibt allerdings deutliche interkommunale Unterschiede und nicht alle Akteure sind gleich gut in Netzwerke integriert. Für die Weiterentwicklung von Kooperation geht es deshalb darum,  
• an vorhandene Strukturen anzuknüpfen, 
• den Bedarf an (einer Weiterentwicklung von) Kooperation gezielt zu ermitteln, 
• HaŶdluŶgsǁeiseŶ, die „auf Zuƌuf͞ eŶtstaŶdeŶ siŶd, ŶaĐhhaltig zu systematisieren, und 
• Erfahrungen mit Kooperation im Hinblick auf jugendliche Flüchtlinge zur Weiterentwicklung der Strukturen und Prozesse auch für andere Felder vorbeugender Sozialpolitik zu nutzen. Ein entscheidender Erfolgsfaktor für die Weiterentwicklung von Kooperation besteht darin, dass jeder einzelne Akteur bereit ist, in der eigenen Organisation zu beginnen und Initiativen zu er-greifen – Kooperation sollte zunächst ein Angebot darstellen, nicht eine Forderung an andere. Kooperationen zwischen Akteuren erfordern kooperationsfreundliche Organisationen. Daher ist es wichtig, zunächst innerhalb der einzelnen Organisation einen Konsens über die Notwendig-keit von Kooperation mit anderen Akteuren herzustellen. Für die einzelnen Mitarbeiter_innen ist es wichtig, dass zeitliche Freiräume für Kooperation geschaffen und Kooperationsaktivitäten, vor allem auch durch die jeweiligen Vorgesetzten, wertgeschätzt werden. Innerhalb der einzel-nen Organisation muss sichergestellt werden, dass alle Beteiligten über vereinbarte Kooperati-onen informiert werden und dass Personen, die an Kooperationsgremien teilnehmen, die Ergeb-nisse dieser Arbeit innerhalb der Organisation rückkoppeln. Abbildung 5 enthält Anregungen für Fragen, die in einem internen Auftaktworkshop innerhalb einer an Kooperation interessierten Organisation behandelt werden können. Bei der (Weiter-)Entwicklung von Kooperation geht es vor allem um eine stärkere Nutzung der Koordinationsmechanismen des Austauschs und Lernens und der positiven Koordination. Dabei ist zu fragen, welche Strukturen und Prozesse es zum einen für die Gestaltung des lokalen An-gebotsspektrums gibt – von der Zuständigkeit für bestimmte Leistungen über Beratungsmög-lichkeiten und Projekte bis hin zu Bildungsangeboten, zum anderen für die Bearbeitung von Ein-zelfällen – von der Planung individueller Fördermaßnahmen über die Beratung von Jugendlichen bis hin zur Begleitung und Dokumentation von Übergängen. Abbildung 6 umfasst einen Überblick mit einigen Beispielen, die als Ausgangsbasis genutzt wer-den können, um auf lokaler Ebene zu prüfen, welche Formen der (Weiter-)Entwicklung von Ko-operation sinnvoll sein könnten.  
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Abbildung 5: Auftaktworkshop für die (Weiter-)Entwicklung von Kooperation  
 Quelle: Eigene Darstellung Für die (Weiter-)Entwicklung von Kooperation ist es sinnvoll, von den vorhandenen Strukturen auszugehen und sie optimal zu nutzen. Dies betrifft bspw. die Potenziale der Vernetzungsinsti-tutionen. Da die einzelnen Vernetzungsinstitutionen vor Ort unterschiedliche Arbeitsschwer-punkte haben, ist es für alle Akteure sinnvoll, sich – soweit noch nicht vorhanden – in einem ersten Schritt einen Überblick über deren Leistungsspektrum zu verschaffen. Auf der anderen Seite ist es aber auch für die Vernetzungsinstitutionen notwendig, potenzielle Partner_innen aktiv über ihre Arbeitsfelder zu informieren. Gremien und Arbeitskreise, die sich mit Themen der Berufsorientierung für jugendliche Flüchtlinge befassen (könnten), gibt es wahrscheinlich in (fast) allen Kommunen. Bevor also neue Strukturen geschaffen werden, sollte überprüft werden, welche Gremien und Arbeitskreise bestehen und welche ggf. ein geeignetes Forum für die (Wei-ter-)Entwicklung von Kooperation bilden könnten. Die Einbindung der Themen in vorhandene Strukturen – ggf. auch über spezielle Unter-Arbeitsgruppen – dürfte in den meisten Kommunen sinnvoller sein als die Schaffung neuer Strukturen.    
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Abbildung 6: Ansatzpunkte für die (Weiter-)Entwicklung von Kooperation                                   Ebene   Koordinations- mechanismen Gestaltung der  lokalen Angebote  Verfahren für den  Umgang mit Einzelfällen  Austausch und Lernen  
 Informationsbe-schaffung 
 Informationsver-mittlung 
 Informationsaus-tausch  
Transparenz über das lokale Spektrum der Angebote ver-schiedener Akteure   
 Recherchen über Angebote an-derer Akteure 
 Bereitstellung von Informatio-nen über die eigenen Ange-bote (bspw. über Internet) 
 Austausch von Informationen über Angebote im Rahmen von Gremien / Arbeitskreisen   
Transparenz über die individu-elle Situation, den Bearbeitungs-stand und die weitere Planung der beteiligten Akteure  
 Übersichten über Ansprech-partner_innen, 
 Schweigepflichtentbindungen und 
 Verfahrensvereinbarungen für 
 die Nachfrage, 
 die Weitergabe und  
 den Austausch     von Informationen 
Positive Koordination  
 Verknüpfung 
 Überleitung 
Kooperative Gestaltung des lo-kalen Angebotsspektrums  
 Lokale Bestandsaufnahme zum Angebotsspektrum 
 Gemeinsame Analyse von Lü-cken und weiteren Bedarfen 
 Abgestimmte Planung von An-geboten im Rahmen von Gre-mien / Arbeitskreisen 
 Gezielte Planung von An-schluss-Angeboten 
 Informationsveranstaltungen (für Lehrkräfte, Pat_innen usw.) über Angebote und An-schlussmöglichkeiten   
Kooperative Gestaltung der indi-viduellen Förderung  
 Vereinbarungen über die Ab-stimmung von weiteren Maß-nahmen in bestimmten Fällen 
 Übergangskonferenzen / Hilfe-planforen 
 Verfahren für die Weitergabe von Fällen bei einem Status-wechsel 
 Beratung von Jugendlichen an der Schule über Anschluss-möglichkeiten 
 Verfahren für die weitere Be-gleitung nach Beendigung der Schule durch Schulsozialarbeit / Bildungsbegleitung Quelle: Eigene Darstellung Auch im Hinblick auf die (Weiter-)Entwicklung von Prozessen bietet es sich an, an vorhandene Erfahrungen anzuknüpfen. Hier können die Erfahrungen mit informellen Kontakten ;„IĐh haď 
daŶŶ da ŵal aŶgeƌufeŶ“) ausgewertet und auf dieser Basis Vorschläge entwickelt werden, wie sich die Kooperation systematisieren lässt. Arbeitskontakte, die sich informell gebildet haben, 
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können über wechselseitige Hospitationen vertieft und über die Einbeziehung von Kolleg_innen aus derselben Organisation erweitert werden. Ein Instrument für die (Weiter-) Entwicklung von 
AƌďeitskoŶtakteŶ stellt sĐhließliĐh eiŶe „Koopeƌatiǀe FoƌtďilduŶg͞ dar: Partner_innen aus ver-schiedenen Organisationen stellen sich wechselseitig ihre Leistungen und Aufgabenfelder vor und bringen exemplarische (fiktive bzw. anonymisierte) Fälle mit, für die gemeinsame Lösungen diskutiert werden. Chancen bestehen vor allem darin, Strukturen und Prozesse, die vor dem Hintergrund der Wahr-nehmung eines hohen Problemdrucks angesichts von großen Zahlen an neu zugewanderten Ju-
geŶdliĐheŶ Ƌuasi iŵ „KƌiseŶŵodus͞ eŶtǁiĐkelt ǁuƌdeŶ, zu üďeƌpƌüfeŶ, zu ŵodifizieƌeŶ, zu eƌ-gänzen und nachhaltig zu verankern. Dies ist zum einen deshalb von hoher Bedeutung, weil In-tegration Zeit braucht und nicht mit Maßnahmen der Erstförderung abgeschlossen ist. Zum an-deren lassen sich die oft positiven Kooperationserfahrungen nutzen, um die Kooperation in der vorbeugenden Sozialpolitik auch im Hinblick auf andere Adressat_innen weiterzuentwickeln.   
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systeme nach Möglichkeit bereits im Vorfeld zu verhindern, anstatt die daraus resultierenden Defizite nach-träglich zu kompensieren. Zentrale Aufgabe des Themenbereichs „Vorbeugende Sozialpolitik“ des FGW ist es, das in den verschiedenen Handlungsfeldern vorhandene Handlungs- und Erfahrungswissen systematisch zu bündeln und aufzubereiten, die konkreten Spannungsfelder und Dilemmata zu analysieren, innerhalb derer sich vorbeugende Sozialpolitik bewegt, und die Ergebnisse dieser Arbeit in einen fruchtbaren Dialog zwischen Wis-senschaft, Politik und Zivilgesellschaft einzuspeisen. Durch die Förderung kleinerer und größerer Forschungs-projekte sowie durch geeignete Dialogformate will der Themenbereich dazu beitragen, für die verschiedenen beteiligten Akteure und Professionen eine gesicherte Wissensgrundlage und einen gemeinsamen Orientie-rungs- und Bezugsrahmen zu schaffen.
Weitere Informationen zum Profil und zu den aktuellen Aktivitäten des Themenbereichs finden Sie unter: www.fgw-nrw.de/sozialpolitik

